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die wirtschaftlichen und politischen Ent-
wicklungen in den letzten Wochen und 
Monaten lösen bei uns im Mittelstand gro-
ßes Unverständnis aus. Ich möchte an die-
ser Stelle aus einer Situationsbeschreibung 
heraus einige grundlegende Denkanstöße 
geben, die zur Lösung der verzwickten 
Lage beitragen könnten.
Seit Jahren beklagen die so genannten 
„etablierten Parteien“, dass die Ränder 
links und rechts zu viel Zulauf haben und 
haben es sich daher zum Ziel gesetzt, 
diese Parteien zu „bekämpfen“!
Dies ist meiner Meinung nach jedoch 
der völlig falsche Ansatz. Denn anstatt 
sich an den Parteien links und rechts 
abzuarbeiten und auf deren Wähler zu 
schimpfen, sollte man sich lieber der 
Grundsatzfrage stellen, was Menschen 
derzeit dazu bewegt, entsprechende Par-
teien links und rechts der so genannten 
Mitte zu wählen. 
Seitens des Mittelstands wäre als 
erster Lösungsansatz natürlich eine 
mittelstandsfreundlichere Politik anzu-
streben und keine vorwiegend an Groß-
konzernen orientierte Klientelpolitik. Ein 
weiterer wichtiger Punkt ist die mittler-
weile gängige Praxis der dauernden 
Versprechungen. Am laufenden Band 
werden von jedem, der sich dazu be-
rufen fühlt, unverrückbar scheinende 
Positionen hinausposaunt – jedoch nur, 
um anschließend bei entsprechenden 
Verhandlungen dann doch wieder einzu-
knicken und sich auf Kompromisse ein-
zulassen. ProÄl zeigen und dazu stehen 
– das sollte jetzt endlich das Gebot der 
Stunde sein!

Aktuelle Beispiele machen dies deut-
lich – erstes Stichwort: Solidaritäts-
zuschlag. Im Koalitionsvertrag wurde 
für die laufende Legislaturperiode eine 
Abschmelzung um 90 Prozent verein-
bart. Im Laufe der Diskussion hat die 
CDU den Eindruck erweckt, man könne 
auch auf 100 Prozent bestehen. Nach 
langwierigen Verhandlungen wurde nun 
jedoch festgelegt, dass es keine Möglich-
keit gibt, Vereinbarungen zu treffen, die 
über den Koalitionsvertrag hinausgehen. 
Ein Punktsieg für den Juniorpartner SPD.

Beim Thema Grundrente wieder das glei-
che Spiel. Zunächst wurde das Thema 
Bedürftigkeitsprüfung als unverrückbare 
rote Linie der CDU dargestellt. Von dieser 
wird nun jedoch einmal mehr aufs Neue 
zu Gunsten eines Kompromisses ab-
gewichen, obwohl im Koalitionsvertrag 
explizit etwas anderes vereinbart war. 

Allein diese beiden Punkte sehe ich als 
symptomatisch: Das Einzige, worauf wir 
uns verlassen können, ist, dass es an-
scheinend keine Verlässlichkeit mehr 
gibt. Geschweige denn eine klare Linie, 
an der sich Wähler, Mitglieder oder der 
Mittelstand orientieren könnten. Nicht 
weiter verwunderlich, wenn auf diese 
Weise das Vertrauen in die Politik und 
die handelnden Personen verloren geht.
Wir sollten uns daher allem voran der 
Frage stellen, wie verlässlich Politik ge-
macht werden kann? Müssen wir unser 
komplettes System vielleicht grundsätz-
lich überdenken? Immer wieder sind 
unterschiedlich handelnde Personen in 

Verhandlungen involviert und präsen-
tieren dann Ergebnisse, die nicht selten 
den eigenen Interessen entspringen, wie 
z. B. das unbedingte Aufrechterhalten-
Müssen der großen Koalition. Wer von 
den aktuell in der Verantwortung stehen-
den Personen immer noch glaubt, dass 
die Ergebnisse der Parteien der so ge-
nannten Mitte in zwei Jahren besser sind, 
wenn wir uns endlos und ohne ProÄl bis 
zum regulären Wahltermin quälen, hat 
meiner Meinung nach nicht verstanden, 
um was es geht.
Darüber hinaus bin ich der festen Über-
zeugung, dass ohne schlüssiges, nach-
haltiges und intelligentes Kommunika-
tionskonzept für die sozialen Medien auf 
lange Sicht keine Wahl für die Parteien 
der so genannten Mitte zu gewinnen sein 
wird. Traurig, aber wahr: Im Moment füh-
ren uns vor allem die Parteien aus dem 
rechten Rand vor, wie moderne Kommu-
nikation funktioniert.

Oliver Zander

 Oliver Zander

Vorwort

Liebe MIT-Leser,

Wenn das Vertrauen in die Politik schwindet,  
bleibt der Mittelstand auf der Strecke …
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Gesellschaft durch nach-
haltige Klimaschutzpolitik  
zusammenführen

Die Klimaschutzpolitik war in Deutschland 
eines der Top-Themen des vergangenen 
Jahres. Der Koalitionsvertrag von CDU, 
CSU und SPD sah bis spätestens 2019 die 
Vorlage einer gesetzlichen Regelung zur 
Einhaltung der Klimaziele 2030 vor, wes-
halb manche Spitzenpolitiker das letzte 
Quartal des Jahres 2019 als „Herbst der 
Entscheidungen“ charakterisierten. Und 
nicht zuletzt die großen Demonstrationen 
von „Fridays for Future“ in vielen Städten 
Deutschlands brachten den Klimaschutz in 
die öffentliche Diskussion. Die oft reÅex-
artige Reaktion der umweltpolitischen Zivil-
gesellschaft und der meisten Medien, alles 
sei schlecht und Deutschland müsse noch 
viel mehr für den Klimaschutz tun, halte ich 
nicht nur für sehr verkürzend (nach ersten 
Schätzungen verringerte sich der CO2-Aus-
stoß 2019 um rund 35 Prozent gegenüber 
1990), sondern zunehmend auch für ge-
fährlich für unsere gesamte Gesellschaft.
Die Klimaschutzpolitik hat das Potential, 
die Menschen in unserem Land zu spalten. 
Hier beispielsweise die vermeintlich „Rück-
ständigen“ auf dem Land, die an „alten“ 
Mobilitätsformen wie dem Auto festhalten 
und sich zunehmend gegen einen weiteren 
Ausbau der Windkraft an Land wehren, 
dort der „progressive“ Städter, der den öf-
fentlichen Personennahverkehr nutzt und 
auf den Dächern des Mehrfamilienhauses 
Honigbienen züchtet. Weitere Gegenüber-
stellungen ließen sich beliebig fortsetzen. 
Auch politisch wird die Polarisierung in der 
Klimapolitik immer deutlicher. Dies wird 
vor allem am Gegensatz zwischen Grünen 
und AfD erkennbar. CDU und CSU haben 

seit Langem ihre eigene Handschrift. Die 
Union setzt auf internationale bzw. euro-
päische Klimapolitik, die sich am Prinzip 
der Nachhaltigkeit orientiert und verstärkt 
auf marktwirtschaftliche Instrumente, in-
novative Technologien und Anreize setzt. 
Was heißt das konkret? Da Treibhaus-
gas-Emissionen global entstehen, muss 
die Herausforderung auch weltweit an-
gegangen werden. Da die letzte UN-Klima-
konferenz nicht zufriedenstellend endete, 
ist es umso wichtiger, auf europäischer 
Ebene den erfolgreichen Emissionshandel 
zu stärken bzw. perspektivisch auf neue 
Sektoren auszuweiten. 
Nachhaltigkeit bedeutet, dass Klimaschutz-
maßnahmen in die Gesamtheit weiterer, 
gleichrangiger Ziele, wie z.B. eine nach-
haltige wirtschaftliche Entwicklung oder 
die Bekämpfung von Armut, eingebettet 
werden müssen. Klimaschutz kann und darf 
im Sinne der UN-Nachhaltigkeitsziele nicht 
über allem stehen. Dem Klima und auch 
dem Wirtschaftsstandort Deutschland ist 
wenig geholfen, wenn Unternehmen und 
damit auch Arbeitsplätze aufgrund teurer, 
inefÄzienter Klimapolitik in das Ausland ab-
wandern. Die Union will die gesamte Wert-
schöpfungskette in Deutschland erhalten. 
Den größten Hebel für CO2-Einsparungen 
erreichen wir durch technische Lösungen.
2020 könnte das Jahr werden, in dem der 
Startschuss für die Produktion von nach-
haltigem Wasserstoff fällt. Dadurch können 
u.a. die Industrie und der Verkehrsbereich 
klimafreundlicher gestaltet werden. Nach 
meinem Verständnis sollen alle Techno-
logien, die wesentlich zur Reduktion von 

CO2 beitragen, gleichrangig behandelt und 
staatlich gefördert werden. Am Ende sollen 
Wettbewerb und Markt entscheiden, wel-
che Option am erfolgversprechendsten ist. 
Ich plädiere dafür, mehr Mut für umwelt-
ökonomische Ansätze in der Klimapolitik 
aufzubringen. Mit der kürzlich vom Deut-
schen Bundestag verabschiedeten Ein-
führung eines nationalen Emissionshandels 
für fossile Brennstoffemissionen (z.B. Gas, 
Öl, Benzin, Diesel usw.) haben wir einen 
wichtigen Schritt gemacht. Nun wird darauf 
zu achten sein, dass die noch ausstehende 
Regelung zum Schutz vor Carbon Leakage 
mittelstandsfreundlich ausgestaltet wird. 
Auch im Energiesteuerbereich gibt es noch 
Möglichkeiten, um Anreize für die Ver-
wendung von klimafreundlichen Energie-
trägern zu setzen. 2020 sollte das Jahr der 
Nachhaltigkeit werden, um unsere Gesell-
schaft in der Klimafrage wieder zusammen-
zuführen. Das kann nur die Union schaffen.
Marie-Luise Dött MdB ist umweltpo-
litische Sprecherin der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion

Marie-Luise Dött MdB,  

marie-luise.doett@bundestag.de,  

www.marie-luise-doett.de  

Marie-Luise Dött MdB

Schwerpunkt
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Sichere Energieversorgung – 
Grundlage für unser Land

Die Sicherung unserer Energiever-
sorgung gehört zu den Grundlagen 
einer Volkswirtschaft. Aber wie ist es 
um unsere Energieversorgung heute,  
aber auch morgen bestellt?
Als im Jahre 2011 der Atomausstieg end-
gültig beschlossen wurde, war in der Be-
völkerung ein Aufatmen zu vernehmen. 
Alle standen noch unter dem EinÅuss 
der Nuklearkatastrophe von Fukushima. 
Heute herrscht über den Atomausstieg,  
aber auch über den Kohleausstieg aus 
Klimagründen gesellschaftlicher Kon-
sens, dies auch vor dem Hintergrund, 
dass für eine Endlagerung der Atomab-
fälle noch keine befriedigende Lösung 
gefunden wurde. Erstaunlich in diesem 
Zusammenhang ist allerdings, dass von 
einigen Seiten die Kernenergie gerade 
im Zuge der Klimadiskussion wieder ins 
Spiel gebracht wird.
Am Silvestertag 2019 ging nun der 
vorletzte Reaktor in Baden-Würt-
temberg vom Netz. Bisher war die 
Energiesicherheit in Baden-Württem-

berg trotzdem gegeben. Dies auch 
dank den Zuwächsen der erneuer-
baren Energien. Jedoch muss in einer 
ehrlichen Diskussion beachtet wer-
den, dass wir noch immer keine nach-
haltigen Lösungen für die Speicher-
problematik, u.a. auf das Problem der 
Wetterabhängigkeit eines Großteils 
der regenerativen Energien, haben. 
Je nach Lastgang (Energieverbrauch) 
müssen wir in Deutschland Energie zu-
kaufen. Es muss in diesem Zusammen-
hang die Frage erlaubt sein, ob es Sinn 
macht, in den Phasen hohen Stromver-
brauchs und geringer regenerativer 
Produktion gegebenenfalls Atom-
strom aus dem europäischen Ausland 
zuzukaufen. 
Speziell mit Blick auf die Speiche-
rung von Energie müssen deutlich 
mehr Anstrengungen unternommen 
werden. Eine zukunftsfähige Lösung 
hierbei können neben Smart-Grid-An-
sätzen auch dezentrale „Power-to-X 
–Anlagen“ sein. Diese müssen aber 

auch wirtschaftlich betrieben werden 
können, was das EEG derzeit in Teilen 
verhindert. An dieser Stelle müssen 
wir insbesondere politisch ansetzen. 
Klar ist auch, dass der Energiever-
brauch – auch im Hinblick auf die E-
Mobilität - nicht sinken wird und daher 
die nachhaltige Speicherung und auch 
Steuerung des Energieeinsatzes große 
Herausforderungen sind.

Dr. Patrick Rapp MdL,  

kontakt@patrick-rapp.eu,  

www.patrick-rapp.eu  

Dr. Patrick Rapp MdL

Schwerpunkt
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Gülle: Schädlicher Abfall oder 
wertvoller Rohstoff?

Nicht nur unter Landwirten ist zurzeit 
ein Thema in aller Munde, das buch-
stäblich zum Himmel stinkt: Die Gülle-
krise. Über Jahrhunderte war Gülle ein 
selbstverständlich genutztes, natür-
liches und wertvolles Düngemittel für 
die Aufzucht von Ackerpflanzen, die 
von Nutztieren gefressen werden, die 
Gülle erzeugen. Ein perfekter Kreis-
lauf also. Leider ist dieser Kreislauf in 
den letzten Dekaden ins Schlingern 
gekommen: Um sich wirtschaftlich auf 
einem globalisierten Markt behaupten 
zu können, mussten die Landwirte 
ihre Produktion spezialisieren und 
vergrößern. Damit ging eine regiona-
le Trennung von Ackerbau und Vieh-
zucht einher. Insbesondere die immer 
stärkere Konzentrierung großer Mast-
betriebe hat dazu geführt, dass regio-
nal viel mehr Gülle anfällt, als von den 
Böden aufgenommen werden kann. 
Überdüngung, Algenwachstum und 
Nitratanreicherung im Grundwasser 
sind die Folge. Die Verschlechterung 
des Grundwassers aufgrund dieser 
Düngepraxis führte zu einem Vertrags-
verletzungsverfahren der EU gegen 
Deutschland. Dadurch ist die Bundes-
republik gezwungen, die Düngeregeln 
stark zu verschärfen.
Damit haben die Landwirte ein Problem: 
Weniger düngen heißt, weniger Gülle 

ausbringen. Was aber tun, wenn die 
Gülle trotzdem anfällt, die Güllelager 
bis zum Bersten gefüllt sind? Wenn 
eine Abstockung der Viehbestände 
unweigerlich den Bankrott der Land-
wirte zur Folge hätte? Die klassische 
Antwort des schwäbischen Tüftlers 
bietet hier den entscheidenden Aus-
weg: Das Problem verlangt eine tech-
nische Lösung. Durch eine gezielte Rei-
nigung der Gülle werden Überschüsse 
ökologisch unbedenklich abgebaut. 
Düngewirksame Nährstoffe wie Stick-
stoff, Phosphat und humusbildende 
Organik werden in sehr viel höher-
wertigerer Form zurückgewonnen und 
lassen sich neben Acker-, Obst- und 
Gartenbau auch gewinnbringend in der 
chemischen Industrie einsetzen. Aus 
einem scheinbaren Abfall wird so der 
Rohstoff von morgen.
Um dieses Potential auszuschöpfen 
hat das Familienunternehmen GELTZ 
Umwelttechnologie nach 10-jähriger 
Forschungsarbeit die erste Großanlage 
zur Gülleaufbereitung in Kupferzell, 
Hohenlohekreis aufgebaut. Die Anlage 
verarbeitet bis zu 70.000 m³ Gülle pro 
Jahr oder, anschaulicher gesprochen, 
die Hinterlassenschaften von 60.000 
Schweinen. Damit der Bedarf von meh-
reren hundert baugleichen Anlagen in 
Deutschland und Europa bedient wer-

den kann, hat GELTZ eine neue Pro-
duktion ausgegründet, die in diesem 
Jahr massiv ausgebaut werden soll. So 
wird durch schwäbischen Erfindergeist 
Gülle zu Gold.

Fabian Geltz,  

fabian.geltz@geltz.com,  

www.geltz.com  

 Fabian Geltz

Schwerpunkt
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MIT Breisgau-Hochschwarzwald

Merken wir nicht, dass wir unsere Freiheit 
über Gedanken und Geldbeutel entzogen  
bekommen?

MIT und CDU Breisgau-Hochschwarz-
wald starten engagiert ins neue Jahr 
Dr. Patrick Rapp und Daniel Hackenjos 
bewiesen, dass auch in lockerer Runde 
Klartext gesprochen und die Dinge 
beim Namen genannt werden können. 
Dies kam bei den zahlreichen Gästen 
sehr gut an. Die Anwesenden bewiesen 
nicht nur „Stehvermögen“, sondern 
nutzten aktiv den Rahmen auch zu 
vielen inhaltlichen Gesprächen. Ohne 
die oft üblichen Worthülsen spannten 
die beiden Veranstalter, wie auch die 
Festrednerin Kultusministerin Dr. Su-
sanne Eisenmann, einen großen Bogen 
über die aktuellen Entwicklungen der 
Gesellschaft. 
Gleich zu Beginn seiner Ausführungen 
verurteilte Dr. Patrick Rapp das gegen-

wärtige und oft unreÅektierte „Land-
wirtschaftsbashing“, die öffentliche Be-
schimpfung eines ganzen Berufsstandes. 
Ernährung, Fualität, LandschaftspÅege, 

aber auch Praxisanforderungen und 
Finanzierbarkeit gilt es im Gesamtpaket 
zu betrachten und zu meistern. Pro Biene 
darf nicht automatisch Contra Land-

(Von links) Daniel Hackenjos, Dr. Susanne Eisenmann, Dr. Patrick Rapp MdL

Aus den Kreisen & Bezirken

Artur Farr GmbH + Co. KG
75210 Keltern, Lindenstr. 9
Tel.: 07236 / 93 91 0
www.farr-feinmechanik.de

Präzisionsdrehteile von Ø 0,10 bis 12,00 mm
für die Bereiche Schließtechnik, Elektroindustrie, 
Schreibgeräte, Schmuck, Apparate- & 
Fahrzeugbau, Medizintechnik u.a., Baugruppen
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wirte und Weinbauern bedeuten. Dies 
sei nicht nur zu kurz gedacht, sondern 
opfert langfristig den Ruf (und somit das 
Überleben) eines ganzen Berufszweiges. 
Ein Blick auf die aktuellen Entwicklungen 
der Automobilbranche unterstreicht dies 
hinreichend. Es ist schwierig, bei ideo-
logisch geprägten Darstellungen und 
pseudowissenschaftlichen Erhebungen, 
die unter dem Deckmantel „Umwelt-
schutz“ und „Klimakatastrophe“ schein-
bare Experten generieren, komplex und 
sachlich zu argumentieren bzw. Gehör zu 
Änden. Ausgewogenheit und Weitblick 
sollten sich nicht nur in den politischen 
Rahmenbedingungen, die gesetzt wer-
den können, Änden. 
Es war ein klarer und deutlicher Appell 
an Werte, mit der die Kultusministerin 
Dr. Susanne Eisenmann ihren Festvor-
trag begann. Offen, respektvoll und 
tolerant sollte der Umgangston in der 
Gesellschaft sein. MIT-einander und 
nicht gegeneinander, das große ge-
meinsame Ziel im Blick, geschützt vor 
Absolutierung einzelner Interessen. 
Kontroverse Diskussionen und unter-
schiedliche Auffassungen begrüßt sie 
ausdrücklich, fordert aber zugleich 
hierbei einen fairen und respektvollen 
Umgang miteinander ein. Sie kritisiert, 
in welch abschätzender Art über die 
Landwirte berichtet wurde und sieht 
die im Hühnerstall Motorrad fahrende 
Oma nicht gerade als Sternstunde ver-
meintlicher Satire. Respekt und Wert-
schätzung für das Lebenswerk anderer 
Generationen, die die Basis für die aktu-
elle Zeit, deren Frieden und Wohlstand 
gelegt haben, zeigt sich in ihren Augen 
hierbei nicht. Das Engagement der 

Schüler für den Umweltschutz lobt Dr. 
Eisenmann ausdrücklich, dennoch äu-
ßert die Kultusministerin den Wunsch, 
dass die Kundgebungen außerhalb der 
Unterrichtszeit stattÄnden sollten. 
Den anwesenden Zuhörern kann sie 
versichern, dass auch künftig Lesen, 
Schreiben und Rechnen in der schuli-
schen Ausbildung nicht an Bedeutung 
verlieren werden. Wischen ersetzt nicht 
Lesen und jedes Kind soll im Rahmen 
seiner Möglichkeiten und Befähigung 
die entsprechende Schule Änden. Der 
Schüler steht im Mittelpunkt und nicht 
das Wunschdenken der Eltern. Schul-
politik ist nicht Zwangsbeglückung, 
denn die Wahlmöglichkeit, ob Ganz-
tagsbetreuung oder nicht, bleibt den 
Erziehungsberechtigten unbenommen.
Die veränderten wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen gilt es ernst zu nehmen. 
Viele Themen müssen in der Komplexität 
gesehen werden. Es gilt nicht nur Klima-
schutz und Konjunktur miteinander zu 
verbinden, sondern hierbei auch das „Wie“ 
im gemeinsamen Streben zu Änden. Die 
Suche nach Maß und Mitte müssen aber 
den gegenseitigen Respekt vor unter-
schiedlichen Ansätzen widerspiegeln. 
Entwicklungen lassen sich in einer freiheit-
lichen Gesellschaft nicht aufhalten oder 
verneinen, man kann sie aber gestalten. 
Es gilt nicht Gegensätze Jung/Alt, Mann/
Frau, Arbeitgeber/Arbeitnehmer usw. zu 
vertiefen, sondern das Gemeinsame zu be-
fördern. Gelingen kann das nur, wenn man 
die eigenen Werte und Überzeugungen 
nicht nur kennt, sondern auch lebt. Mit 
ihren Ausführungen war die Festrednerin 
nicht nur am Puls der Zeit, sondern auch 
im Wertekanon vieler Zuhörer.

Nachdem der MIT-Kreisvorsitzende 
Daniel Hackenjos den Anwesenden 
vor allen Dingen Gesundheit, ohne 
die alles nichts ist, wünschte, hielt er 
ein flammendes Plädoyer für die Frei-
heit, die gesellschaftliche, wie auch 
die persönliche. Demokratie ist kein 
Selbstläufer, sondern es gilt, sich 
kontinuierlich und verantwortungs-
voll einzubringen. Gute Schulbildung 
ist der Grundstein, um sich später als 
mündiger Bürger in der Gesellschaft 
zu engagieren. Wissen, eigenständiges 
Denken und gesunder Menschen-
verstand haben die Kraft, Ideologie 
von Fakten zu trennen. Sie sind Rüst-
zeug bei der Entscheidungsfindung 
und schützen den Bürger vor einem 
Dasein als gedankenloser Lemming. 
Reflektierende Menschen können zwar 
als unbequem wahrgenommen werden, 
zeigen aber ihre Kompetenz spätes-
tens, wenn die Freiheit in Gefahr gerät. 
Gute Bildung befähigt fake news von 
objektiver Berichterstattung zu unter-
scheiden. Wissen ermöglicht, Dinge 
in ihrer Komplexität zu sehen und in 
ihren Auswirkungen zu begreifen. Gut 
ausgebildete Bürger brauchen keine 
Verbote und Bevormundung, denn 
sie sind nicht nur bei Wahlen mündig. 
Schleichend greift der Staat in die-
sen Entscheidungsprozess ein. Nach 
der Stigmatisierung der Unternehmer 
als Betrüger (Bonpflicht) oder Aus-
beuter (Arbeitszeitgesetze), ist nun die 
Landwirtschaft im Focus. Was könnte 
als nächstes kommen? Der Umwelt-
schutz, der als Monstranz der Gut-
menschen den Individualverkehr ta-
buisiert? Freiheit bedeutet nicht nur, 

Aus den Kreisen & Bezirken
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sich entscheiden zu können, sondern 
auch entscheiden zu müssen. Fahre 
ich Auto oder benutze ich ein Fahrrad? 
Esse ich Fleisch oder ernähre ich mich 
vegan? Obwohl die Diskussion um die 
Einführung eines „Veggieday“ beim 
Wähler als eindeutiger Eingriff in die 
Hoheit seines Kühlschranks definiert 
und geahndet wurde, mehren sich die 
angedachten Verbote. Merken wir dies 
nicht? Oder trägt der Gesetzgeber nur 
schon dem Umstand Rechnung, dass wir 
die Hoheit über unsere Gedanken und 
Freiheit schon abgegeben haben? „Wir 
sind der Staat, nicht die Regierung“, so 
Hackenjos in seiner Rede. Aber auch 
die eigenen Reihen schrecken nicht 
davor zurück, die Freiheit anzugreifen, 
wenn sie es „gut meinen“: Die Bon-
pflicht auf den Weg gebracht durch 
Finanzminister Dr. Wolfgang Schäub-
le. Die vorrückende Abschaffung von 
Bargeld, der gedruckten Freiheit und 
des tragbaren Eigentums, nur ein wei-
teres Beispiel. Gesellschaftliche Teile 
denunzieren (SUV-Fahrer, Vielflieger, 
Unternehmer, Steuerzahler) und dann 
mit mehr staatlicher Kontrolle und we-
niger Freiheit für die Bürger reagieren. 
Wollen wir diesen Weg? Dem Staat 
obliegen die Schaffung und Wahrung 
der Rahmenbedingungen, die Aus-
gestaltung den mündigen Bürgern. Wir 
sind keine zu betreuenden Wesen.
Einigkeit und Recht und Freiheit, diese 
verbindliche Überschrift über allem poli-
tischen Tun gilt es nicht nur einzufordern, 
sondern auch zu erhalten. Egal, woher die 
Bevormundung, die Angriffe auf unsere 
Freiheit herrühren, ob SED (!) oder AFD, 
ob rot, grün, blau oder schwarz - die Ge-
fährdung der demokratischen Grund-
ordnung bleibt. Freiheit der Gedanken 
und Hoheit über die eigenen Finanzen 
sind ein Bollwerk gegen Blender. 
Gerade im Hinblick auf den bevor-
stehenden Wahlkampf für 2021 sollte 
die CDU Baden-Württemberg den Mut 
haben, nicht auf Eingebungen aus Berlin 
zu warten, sondern in der Anerkennung 
dieser Werte den Auftrag für ihr künfti-
ges Handeln zu Änden.

Ruth Baumann,  

r.baumann@baumann-co.de,  

www.mit-suedbaden.de  

#NACHGEDACHT!

2 Millionen  
Kilometer  
Kassen-Bon!
50 mal können wir dieses Jahr mit den neuen 
Kassenbon unseren Erdball umwickeln. Das nennt 
man offensichtlich Bürokratieabbau! - Oder? 

Es genügt also nicht, dass an jedem Marktstand 
auf dem Wochenmarkt eine elektronische 
Kasse mit einer zertifizierten Sicherheitsein-
richtung steht, nein es muss ein Kassenbon 
ausgedruckt und dem Kunden angeboten wer-
den. Schließlich soll das Ganze ja Steuerver-
meidung verhindern.

Was für ein Bild hat die Obrigkeit vom Bür-
ger? Der Bürger, ein notorischer Steuer-
hinterzieher, der mit den unbarmherzigen 
bürokratischen Zügeln diszipliniert werden 
muss? Genau dieser Bürger hat im Jahre 
2019 durch fleißige Arbeit ca. 13 Mrd. € 
Überschuss in die Bundeskasse abgeführt.

Dieses Geld ist an ihn 1:1 zurückzugeben, 
anstatt in angemaßter und respektloser 
Bevormundung, vermeintlich politisch 
korrekt, nach Gutdünken eben dieser 
Obrigkeit zu verschleudern.

Der Weg in eine „Taschengeld-Ge-
sellschaft“ ist vorgezeichnet. Ge-
pflastert wird er mit überbordender, 
entmündigender Bürokratie, zu-
nehmender, vorgeblich fürsorgender 
Überwachung und täglich fort-
schreitender Enteignung. So sieht 
eine Funktionärs-Republik aus; eine 
Bürgergesellschaft sieht anders 
aus.

dag,  
info@mit-bw,  

www.mit-bw.de  
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MIT Heilbronn stellt sich neu auf

„Impulse aus 
den Unter-
nehmen in die 
Politik vor Ort 
tragen“

Der MIT Kreisverband Heilbronn hat im 
Rahmen seiner turnusgemäßen Jahres-
hauptversammlung einen neuen Vor-
stand gewählt. Zum neuen Kreisvor-
sitzenden wählten die Mitglieder Thomas 
Schiroky. Der 46-jährige betonte in 
seiner Vorstellung die Bedeutung des 
Mittelstandes in der Region Heilbronn 
für die Politik. „Der Mittelstand ist der 
Motor unserer sozialen Marktwirtschaft 
und diese gehört zum Markenkern der 
CDU. Gerade in einem wirtschaftlich 
dynamischen Markt wie Heilbronn ist es 
wichtig, der Wirtschaftspolitik eine star-
ke Stimme zu geben“.
Für die kommenden zwei Jahre möch-
te Thomas Schiroky mittelständischen 
Unternehmen und freien Berufen in 
politischen Diskussionen mehr Ge-
wicht geben. „Wir müssen die Unter-
nehmerinnen und Unternehmer in der 
Region noch viel stärker mit den poli-
tischen Akteuren der CDU vernetzen“, 
so Schiroky. Dabei ist es ihm besonders 
wichtig, dass die MIT auch für Nicht-

CDU-Mitglieder offen ist. Damit könne 
es gelingen, ein Unternehmernetzwerk 
zu bilden und gleichzeitig Impulse aus 
dem Mittelstand in die Politik zu geben.
Den CDU-Wirtschaftspolitikern geht 
es nicht nur um die große politische 
Linie im Bund oder im Land, auch in der 

Kommunalpolitik gebe es viele Themen, 
die Unternehmen vor Ort ganz direkt 
beträfen. „Die Schwierigkeiten des Han-
dels in den Innenstädten ist auch für 
viele Städte und Gemeinden inzwischen 
ein praktisches Problem der Nahver-
sorgung“, so der neue Vorsitzende. Die 
MIT Heilbronn möchte auch bei diesen 
Themen Impulse aus dem Mittelstand in 
die Politik vor Ort tragen.
Der neue Kreisvorstand der MIT setzt 
sich wie folgt zusammen: Thomas Schi-
roky (Vorsitzender), Nils Cornelius Beck-
mann (stellv. Vorsitzender), Mischa Nä-
gele (Finanzreferent), Jennifer Horvath 
(Schriftführerin). Als Beisitzer wurden 
gewählt: Ralph Emerich, Günter Hecht, 
Joachim Kappes, Doris StempÅe und 
Ilona Werner.

Thomas Schiroky,  

thomas@schiroky.de,  

www.mit-bw.de  

Der neue Kreisvorsitzende der MIT Heilbronn, Thomas Schiroky (Mitte), gemeinsam mit der Landtagsab-
geordneten Friedlinde Gurr-Hirsch MdL (links) im Gespräch mit Unternehmern vor Ort.

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Mannheim

Alle Jahre wieder … Jahresabschluss diesmal 
im Zeichen der Etatberatungen

„Ein ereignisreiches Jahr geht zu Ende“, 
begrüßte der Kreisvorsitzende der Mittel-
stands- und Wirtschaftsunion Mannheim 
Alexander Fleck die Anwesenden in der 
urigen Atmosphäre des mit 130 Gästen 
voll besetzten Bräukellers der Privat-
brauerei Eichbaum. 
Fleck gab einen umfassenden Rück-
blick über die zahlreichen Aktivitäten 
des Jahres und ging hierbei auch auf das 
eher bescheidene CDU Ergebnis bei der 
Kommunalwahl im Mai ein. Durch eine 
grün-rot-rote Mehrheit sei es schwieriger 
geworden, christdemokratische Politik 
umzusetzen. Da das gleiche Arbeits-

volumen nun auf weniger Köpfe in der 
neuen CDU-Fraktion zu verteilen ist, 
forderte Fleck einen erhöhten Arbeits-
einsatz von den Stadträtinnen und Stadt-
räten in den kommenden 5 Jahren ein.
Eher kritisch sah Fleck die Namens-
änderung der MIT von „Mittelstands- und 
Wirtschaftsvereinigung“ in „Mittel stands- 
und Wirtschaftsunion“ anlässlich des 
Bundesmittelstandstages 2019 in Kassel, 
während er die Rede von Friedrich Merz 
als wegweisend bezeichnete. Die Mutter-
partei müsse aus ihrem Winterschlaf er-
wachen, es müsse endlich wieder Frühling 
werden. Und der Frühling beginnen nun 
einmal mit dem lieben „Merz“.
Als besonderen Höhepunkt des MIT-
Jahres bezeichnete Fleck den Kurpfälzer 
Frühschoppen des Mittelstandes. Zu 
Gast war der MIT-Bundesvorsitzende 
Carsten Linnemann MdB. In einem mit 
1500 Gästen sehr gut besuchten Fest-
zelt sprach Linnemann die Sorgen und 
Nöte der mittelständischen Wirtschaft 
an und bekräftigte seine Vision einer 
mittelstandsfreundlichen Steuer- und 
Wirtschaftspolitik.
Gastredner des Abends war der Erste 
Bürgermeister der Stadt Mannheim, 
Christian Specht. Als Finanzbürger-
meister der Quadratestadt berichtete 
er von den bevorstehenden Etat-

Erster Bürgermeister Christian Specht und MIT Vorsitzender Alexander Fleck

Aus den Kreisen & Bezirken
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beratungen für den Doppelhaushalt 
2020/2021 mit einem voraussichtlichen 
Volumen von über 3 Mrd. Euro. Vor 
allem forderte er im Hinblick auf die zu 
erwartenden Wünsche aller Fraktionen 
und Gruppierungen im Gemeinderat 
Haushaltsdisziplin. Schließlich könne 
ein Euro auch nur einmal ausgegeben 
werden.

Nach seinem Vortrag gab es die Gelegen-
heit zu einem kritischen, aber auch konst-
ruktiven Austausch im Bräukeller, der ge-
prägt war von den Sorgen und Nöten der 
Mittelständler wie z.B. Solidaritätszuschlag, 
Bon-PÅicht, Rückkehr der MeisterpÅicht, 
ArbeitszeitÅexibiliesierung u.v.m.
„Ich wünsche, dass wir trotz aller Widrig-
keiten mit Dankbarkeit auf das ver-

gangene Jahr zurückblicken und optimis-
tisch ins neue Jahr gehen können.“ Mit 
diesem Wunsch beendete Fleck das MIT 
Jahr in Mannheim und entließ die An-
wesenden in die Adventszeit.

Alexander Fleck,  

alexander-Åeck@t-online.de, 

www.mit-mannheim.de  

Reger Meinungsaustausch bei der MIT Mannheim zwischen Landrat a.D. Matthias Wilkes, Fraktionsvor-
sitzendem Claudius Kranz und Erstem Bürgermeister Christian Specht

Aus den Kreisen & Bezirken

Alexander Fleck fordert personellen Neuanfang in 
der CDU
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MIT Alb-Donau/Ulm

Kommt der Strom künftig 
noch aus der Steckdose?

Strom aus Atomkraft dürfte wohl end-
gültig erledigt sein, auch wenn bei einzel-
nen CDU- und auch MIT-lern tatsäch-
lich laut über eine Laufzeitverlängerung 
nachgedacht wird.
Bleibt also die Kohle in der Diskussion. 
Der von so manchen Grünen Umwelt-
aktivisten geforderte sofortige Kohleaus-
stieg ist mehr als blauäugig.
Und nun? Langfristig führt an erneuer-
baren Energien kein Weg vorbei. Was ist 
langfristig? Nehmen wir einfach mal den 
Wimpernschlag in der Evolution, also 100 
oder 200 Jahre. Keiner von uns existiert 
mehr, Kohle, Öl und Gas sind gerade am 
Versiegen und die Menschheit fällt in die 
Steinzeit zurück? Natürlich nicht, denn 
sie ist schlauer und bereitet sich schon 
lange auf die Post-Kohle- und Atomzeit 
vor. Schließlich haben wir in Deutschland 
derzeit schon 46% Strom aus erneuer-
baren Energien. Das ist wirklich spitze, 
aber eben längst nicht ausreichend. Dazu 
müssen zwingend auch die Wärme- und 
Verkehrssektoren eingebunden werden. 
Noch nicht genannt ist der wichtige 
Punkt Klimaschutz. 
Vermutlich gibt es „das eine Patent-
rezept“ auch nicht. Sollten wir das Thema 
mal andersrum angehen? Versehen wir 
die 15,8 Mio. Einfamilienhäusern mit PV-

Anlagen. Dann wären mal 9-10 Monate 
diese Gebäude mit Strom und für min-
destens je ein E-Auto versorgt, sogar äu-
ßerst günstig und mit Wertschöpfung in 
der Region oder mindestens in Deutsch-
land und nicht in Saudi Arabien, Russland 
oder Amerika. Weiter geht es noch mit 
ca. 2,5 Millionen Mehrfamilienhäusern 
und quadratkilometerweise Gewerbe-
gebäuden und ebenso viel ParkÅächen. 
Selbstredend werden dazu auch die pas-
senden Speicher benötigt. Egal ob im 
Haus, Quartier oder Großspeicher. Doch 
vor der Speicherung steht bekanntlich 
die Produktion.
Bei Windanlagen sollten wir mal die neue 
1000m Abstandsregelung in Augen-
schein nehmen. Autobahnen, Eisenbahn-
linien, Kraftwerke u.v.m. darf deutlich 
näher an Wohnbebauung als ein Wind-
rad. Autobahnen z.B. 40m! Passt da unser 
vielgepriesenes Augenmaß wirklich? 
Süddeutsche Windräder wären deut-
lich wirtschaftlicher, wenn man in die 
Kostenrechnung die eingesparten Trans-
portkosten aus Norddeutschland ein-
beziehen würde. Das würde enorm hel-
fen, aber niemandem schaden. Das reicht 
allemal noch nicht aus und vielleicht 
wären neue Gaskraftwerke die richtige 
Brückentechnologie, aber dazu müs-

sen wir uns in die offene und vor allem 
ehrliche Diskussion trauen. Vor allem 
brauchen wir dazu optimale Rahmen-
bedingungen. Wenn nun in 10 Monaten 
die ersten EEG Anlagen auslaufen, müs-
sen die Rahmenbedingungen gesteckt 
sein. So wie seinerzeit das EEG! Einfach, 
unbürokratisch, anwenderfreundlich und 
in klarerer Sprache. 
Wir retten die Welt sicherlich nicht allei-
ne, aber gerade wir Mittelständler ken-
nen die Innovations- und Exportstärke 
Deutschlands und Baden-Württembergs.  
Vor allem wissen wir, dass die Welt 
Deutschland noch als Vorreiter sieht, 
also verspielen wir diese Position bitte 
nicht, dann kommt auch künftig noch 
Strom aus der Steckdose.

Manfred Lehner,  

info@mit-alb-donau-ulm.de,  

www.mit-alb-donau-ulm.de  

Manfred Lehner

Aus den Kreisen & Bezirken

15Ausgabe (-2014

Aus den Kreisen & Bezirken

Margarete 5eiser

Insolvenz-Kampf · Basel III · Zinsdelta

(in Blick ins Ýechte /ebenÛ 
anhand dreier BeisSiele
�� ,nsolvenzkamSf
Vor kurzem hat mich ein Mittelständler 
um meine Hilfe gebeten, weil er mit sei-
ner Bank große Schwierigkeiten hatte.
Dieser MIT-ler hatte einen Gartenbaube-
trieb, stürzte unglücklich vom LKW, zog 
sich Knochenbrüche zu und während des 
achtwöchigen Krankenhausaufenthaltes 
zwei Herzinfarkte. Sein Sohn wollte den 
Betrieb weiterführen. Er schaffte neue 
Geräte an. Während des Krankenhaus-
aufenthaltes hat die Bank _edoch dem 
Sohn „den Geldhahn zugedreht“ und das 
Finanzamt sowie die ADK Insolvenz sei-
nes Betriebes angemeldet. Inzwischen 
hat der Sohn die Arbeit niedergelegt und 
den elterlichen Betrieb verlassen.

Die Lebensversicherung, an der noch 
zwei Jahre fehlten bis sie zur Ausschüt-
tung gekommen wäre, wurde von der 
Bank verkauft. Nun will die Bank auch das 
Haus, welches auf die Frau geschrieben 
ist �keine Gütertrennung� versteigern.

Die Restschuld am Haus beträgt 
125.000,00 EUR. Das Haus ist ca. 
150.000,00 EUR wert, wobei die Bank ein 
Gutachten über 450.000,00 EUR erstellt 
hatte. Die Bank ließ anschließend nichts 
mehr von sich hören, aber von damals bis 
heute ca. drei Jahre Zinsen auf das Haus 
aufgeschlagen, so dass der Betrag aktuell 
bei 250.000,00 EUR steht.

Also bin ich als SDS-Unterstützerin mit 
dem MIT-ler zur Hauptstelle seiner Bank 
gegangen, mit der er seit 40 Jahren in Ge-
schäftsbeziehung stand. Das Gespräch 
verlief äußerst kalt und arrogant. Die 
Aussage des Bankers/ „In Deutschland ist 

noch niemand verhungert“ klingt 
mir heute noch in den Dhren. 

Wir schlugen der Bank einen 
Vergleich über .0.000,00 EUR 

vor, der ohne große zberlegung 
ausgeschlagen wurde. Eine trauri-

ge, aber wahr Geschichte.

�� Basel lll
Jüngst hatte der MIT Kreisverband Ra-

vensburg eine Podiumsdiskussion in 

einer Bank in Wangen im Allgäu. Hier 
fragte ich den Direktor der Bank, was im 
Rahmen von Basel III auf den Mittelstand 
zukommt. Antwort/ ca. 500 Millionen. 
Ich denke, wir sollten uns hier mehr ein-
mischen und die Banken samt unserer 
Politiker zur Rede stellen. 

�� �berziehungszins grenzt  
an Sittenwidrigkeit
Gestern bekam ich schwarz auf weiß, 
dass eine Bank 1,,5 � ���� bei zberzie-
hung des Kontos erhebt. Wie bitte soll 
sich noch _emand bei diesen Konditio-
nen selbständig machen können und der 
Eigenkapitaldecke von (0 � oder einen 
Betrieb übernehmen4 Wir Unternehmer 
waren früher einmal Kunden bei der Bank 
· auf gleicher Augenhöhe. Heute sind wir 
Bittsteller. Die verkaufen unsere Kredite 
und wir bezahlen die Zeche doppelt.
 Margarete Reiser, SDS Mittelständler in Not e.V.

 margarete.reiser@mit-wueho.de,  

 www.mit-wueho.de �
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MIT Baden-Baden/Rastatt

Strukturwandel im Focus

Politik trifft Mittelstand mit Minister-
präsident Tobias Hans

Nach Auffassung von Tobias Hans (CDU), 
Ministerpräsident des Saarlandes, wird 
Mobilität Jobmotor bleiben. Am Beispiel 
seines Bundeslandes machte Tobias Hans 
deutlich, dass der Fahrzeugbau eine heraus-
ragende Branche mit Zukunft sei. 44.000 
Beschäftigte arbeiten allein im Saarland in 
der Automobilindustrie. Der Saarländische 
Ministerpräsident folgte einer Einladung 
der Mittelstandsunion Baden-Baden / Ra-
statt in das Driving Center am Baden Air-
park nach Rheinmünster und sprach zum 
Thema „Strukturwandel in Deutschland“. 
MIT-Vorsitzende Dr. Anemone Bippes, 
die in das Thema einführte, stellte fest, 
dass Deutschland in den kommenden Jah-
ren und Jahrzehnten vor großen Heraus-
forderungen stehe. Infrastruktur, Energie-
wende, demograÄsche Entwicklung. „Wir 
brauchen völlig neue Konzepte. Dem Staat 
kommt dabei eine Schlüsselrolle zu. Führen-
de Institute schätzen den Bedarf an öffent-

lichen Investitionen für die kommenden 
zehn Jahre auf gut 450 Milliarden Euro“, so 
Dr. Anemone Bippes.
Am Beispiel der Automobilindustrie ver-
wies Ministerpräsident Tobias Hans darauf, 
dass in jedem 3. Fahrzeug saarländische 
Technik stecke. Um sich im globalen Wett-
bewerb zu behaupten, sei es entscheidend, 
dass sich die Automobilwirtschaft vernetze, 
Wissen austausche und Kompetenzen bün-
dele. Das Saarland, so Tobias Hans, habe 
hier einen entscheidenden Vorteil. „Wir 
sind ein Land der kurzen Wege. Wo andere 
größer sind, da ist das Saarland schneller. 
Viele nationale und internationale Auto-
mobilhersteller haben die besonderen 
Vorzüge des Saarlandes erkannt. Durch 
strategische Ansiedlungen und kontinuier-
liche Investitionen hat sich das Saarland zu 
einem der wichtigsten Automobil-Stand-
orte in Europa entwickelt“, so Tobias Hans. 
Eine starke Exportorientierung hat aber 
auch seine Schattenseiten, wie Tobias Hans 
feststellt. So werde der Brexit im Saarland 
deutlich spürbar sein.

Der Strukturwandel werde nach Auf-
fassung von Ministerpräsident Hans den 
Mittelstand vor Herausforderungen stel-
len. Einen wichtigen Schlüssel sieht Tobias 
Hans in der Digitalisierung. „Wir müssen 
die digitale Transformation als große Chan-
ce begreifen. Wir brauchen Bereitschaft zur 
Digitalisierung. Wenn wir nach China und 
Nordamerika schauen wird schnell klar, 
dass wir hier keine Zeit verlieren dürfen.“ 
Nach einer sehr regen Diskussion mit den 
rund 50 Gästen blieb auch der saarländische 
Ministerpräsident zum traditionellen Bei-
sammensein bei einem „Get together“, das 
von Bischoff und Scheck unterstützt wurde.
Tobias Hans ist mit 41 Jahre der jüngste 
deutsche Landesvater. Im März 2018 folg-
te Tobias Hans Annegret Kramp-Karren-
bauer in die saarländische Staatskanzlei, als 
sie überraschend CDU-Generalsekretärin 
wurde und nach Berlin ging.    

Dr. Anemone Bippes, 

 info@anemonebippes.de,  

www.mittelstand-bad-ra.de  

(Von links) Rolf Buttkus, Dr. Anemone Bippes, Tobias Hans, Klaus Kober, Bernd Bischoff
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MIT Land

Das schönste Denkmal,  
das ein Mensch bekommen kann,  

steht im Herzen seiner Mitmenschen

 (Albert Schweizer)

Am 12. Januar 2020 verstarb unser Freund und  
ehemaliger Bundesvorstandskollege  

Dr. Rolf Koschorrek
im Alter von 63 Jahren nach schwerer Krankheit.

Rolf Koschorrek war vom 2013 bis 2019 stellvertretender Bundesvorsitzender. 
Wir verlieren mit ihm einen hochgeschätzten Bundesvorstandskollegen und Mit-
streiter. Trotz seiner langen und schweren Krankheit verlor er nie seine positive 
Einstellung zum Leben. Für die gemeinsame Zeit im Bundesvorstand und für die 
schönen und wertvollen Begegnungen und Gespräche sind wir sehr dankbar und 
werden diese stets in guter Erinnerung behalten.

Unser Mitgefühl gilt seiner Familie, der wir in der kommenden Zeit 
viel Kraft wünschen. 

In stillem Gedenken

Oliver  Zander Margarete  Reiser Dr.  Albrecht  Geier 

 Rolf  Buttkus                     Ulla  Müller-Eisenhardt 
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Wirtschaftspolitischer Neujahrsempfang mit 
Annegret Kramp-Karrenbauer

Über 750 Zuhörer verfolgten den kämpferischen Auftritt von 
CDU-CheÄn Annegret Kramp-Karrenbauer in Leonberg. Die MIT 
Baden-Württemberg und der CDU Stadtverband Leonberg hatten 
am 24. Januar 2020 zum wirtschaftspolitischen Neujahrsempfang 
in die Leonberger Stadthalle eingeladen. Der Saal war bis auf den 
letzten Platz gefüllt und die begeisterten Besucher genossen 
den Auftritt von Ernst-Martin Schaible, geschäftsführender Ge-
sellschafter von „Der Kreis“ und Annegret Kramp-Karrenbauer 
sowie Musik, dargeboten von Inger Torill Narvesen und Adri-
an Laugsch. Durch das Programm führte Oliver Zander, der mit 

seiner Kritik an der Wirt-
schaftspolitik der Bundes-
regierung nicht sparte.

„In Sonntagsreden wird der Mittelstand oft als Rückgrat der 
Wirtschaft gepriesen, aber uns geht so langsam die Luft aus“, 
sagte Oliver Zander und erntete dafür viel Beifall vom Publi-
kum. Er beklagte die KassenbonpÅicht und schlug vor, den inter-
nationalen Konzernen auf die Finger zu schauen. „Die große 
Politik richtet sich immer an den Konzernen aus“, beklagte Zan-
der und machte zugleich deutlich, dass im Mittelstand viel mehr 
Arbeitsplätze verloren gehen.
Sabine Kurtz, Landtagsvizepräsidentin und CDU-Landtags-
abgeordnete für den Wahlkreis Leonberg-Herrenberg, lobte 
in ihrem Grußwort, das Forschungszulagengesetz. „Ein mittel-
standstarkes Land wie Baden-Württemberg proÄtiert hiervon 
besonders“. 

Ernst-Martin Schaible Annegret Kramp-Karrenbauer 

MIT Land
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Mit Ernst-Martin Schaible, dessen Küchen-
Einkaufsverbund auf einen Jahresumsatz von 
3,8 Milliarden Euro kommt, konnte Herr Zan-
der einen charismatischen Redner gewinnen, 
der vorrechnete, dass die Abschaffung der 
MeisterpÅicht vor 10 Jahren durch Rot-Grün 

eine Halbierung der Ausbildungsplätze zur Folge hatte. „Eine Ka-
tastrophe für die Wirtschaft“, konstatierte der schwäbische Unter-
nehmer. Des Weiteren klagte er an, dass die Steuern zu hoch seien: 
„Wenn ich meinen Mitarbeitern ein Weihnachtsgeschenk mache, be-
kommen sie zwischen 35 und 42 Prozent abgezogen. Dieses Geld hat 
doch nicht der Staat verdient. Das haben meine Mitarbeiter verdient.“
Auch Annegret Kramp-Karrenbauer sparte nicht an Kritik in ihrer 
Rede und griff die Wirtschaftsthemen ihrer Vorredner auf. „Wer 
sich auf seinen Lorbeeren ausruht, trägt sie erkennbar am falschen 
Körperteil“, so die CDU-CheÄn. Für viel Beifall und Gelächter sorg-
te ihre Anekdote zum Thema Bürokratie. Sie erzählte von einem 
Truppenbesuch in Mali: „Ein Soldat sagte 
mir, dass er vor der Bürokratie in Deutsch-
lang geÅüchtet sei und was Ändet er in der 
afrikanischen Wüste vor? Einen Umwelt-
beauftragten für Mülltrennung!“

Redaktion Wifo,  

wifo@mit-lvbw.de,  

www.mit-bw.de  

MIT Land
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Dr.-Ing. E. h. Martin Herrenknecht (77) ist 
Unternehmensgründer und Vorstands-
vorsitzender der Herrenknecht AG. 
Das Unternehmen liefert als weltweiter 
Technologie- und Marktführer moderns-
te Tunnelbohranlagen für alle Baugründe 
und in allen Durchmessern – von 0,10 bis 
1. Metern. Seine beruÅiche Laufbahn 
führte Martin Herrenknecht nach Ab-
schluss seines Ingenieurstudiums (FH) 
als Projekt- und Konstruktionsleiter ins 
In- und Ausland. 1975 machte er sich mit 
einem Ingenieurbüro selbstständig und 
gründete 1977 die Herrenknecht GmbH. 
Er erhielt zahlreiche Preise und Ehrungen, 
so die Ehrendoktorwürde (Dr.-Ing. E. h.) 
oder mit dem Werner-von-Siemens-Ring 
den wichtigsten deutschen Technikpreis. 

Dr.-Ing. E. h. Martin Herrenknecht,  

info@herrenknecht.de,  

www.herrenknecht.com  

Thomas Schiroky leitet das Firmen-
kundengeschäft einer Regionalbank. 
Dabei ist er im ständigen Austausch mit 
Unternehmern und mittelständischen 
Betrieben, wenn es um Wachstum und 
Investitionen geht, aber auch wenn die 
wirtschaftliche Lage schwierig ist. Zuvor 
war er für einen schwäbischen Automobil-
Änanzierer mehrere Jahre in den USA und 
in China tätig. Politik ist für ihn Hobby. 
Seit mehr als 20 Jahren engagiert er sich 
in der Union. Als CDU-Ortsvorsitzendem 
geht es ihm darum, die Menschen vor Ort 
für eine Politik der Mitte zu gewinnen. In 
der MIT geht es ihm darum, den Unter-
nehmerinnen und Unternehmern in der 
Region Heilbronn eine starke Stimme in 
der Politik zu geben.

Thomas Schiroky,  

thomas@schiroky.de,  

www.mit-bw.de  

Carina Depner (29) absolvierte ihr duales 
Bachelorstudium bei der Allianz. Dort ist 
sie anschließend in einer Vertriebsein-
heit in Stuttgart tätig gewesen und er-
langte berufsbegleitend ihren Master of 
Science in Sales Management. Seit 2019 
arbeitet sie im eigenen Familienbetrieb 
im Wohnungsbau, wobei ihr Schwerpunkt 
dem Vertrieb sowie dem Marketing gilt.  
In ihrer Freizeit engagiert sich Carina 
Depner im CDU Kreisverband Rems-
eck sowie bei den Wirtschaftsjunioren 
Ludwigsburg, um unmittelbaren EinÅuss 
auf das politische und wirtschaftliche 
Geschehen in Deutschland zu nehmen 
und insbesondere die Sicht der jüngeren 
Generation zu vertreten. Zudem kan-
didierte sie vergangenen Jahres für ein 
Mandat im Kreistag. Aber auch die Kin-
der- und Jugendarbeit ist ihr ein wichti-
ges Anliegen. Seit über elf Jahren ist sie 
als Übungsleiterin beim Sportverein SGV 
Hochdorf für Schülerinnen und Schüler 
aktiv. Bei der MIT möchte ich meine wirt-
schaftspolitischen Belange einbringen 
und mich für die Prinzipien der Sozialen 
Marktwirtschaft einsetzen. 

Carina Depner,  

carina.depner@bauideen21.de,  

www.mit-ludwigsburg.de  

Dr.-Ing. E. h. Martin Herrenknecht
Vorstandsvorsitzender
MIT Ortenau

Carina Depner
M.Sc., Vertriebsmitarbeiterin
MIT Ludwigsburg

Thomas Schiroky
Leitender Bankangestellter
MIT Heilbronn

… ich die Zukunft und Wettbewerbsfähig-
keit unserer deutschen Wirtschaft aktiv 
mitgestalten möchte.“

… Familienunternehmen Deutschland stark 
machen und Zukunft bieten.“

... gute Wirtschaftspolitik den Menschen 
mehr vertraut als der staatlichen Kontrolle. 
Die MIT steht für eine Wirtschaftspolitik, 
die Wachstum fördert, Innovationen voran-
treibt und Unternehmen stärkt.“
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Grundsteuer Baden-Württemberg ein Beitrag für bezahlbaren 
Wohnraum

MIT trifft CDU-Landtags-
fraktionsvorsitzenden 
Prof. Dr. Reinhart zum 
Thema Grundsteuer Baden-
Württemberg

Die MIT Baden-Württemberg for-
dert eine Grundsteuer, die auf einem 
Grundsteuerwert basiert, der sich aus-
schließlich nach der Fläche (Grund-
stücks- und GebäudegrundÅäche� rich-
tet. Dieses Flächenmodell ist einfach 
zu handhaben, vermeidet zusätzliche 
Bürokratie und fördert bezahlbaren 
Wohnraum. Für den selbstgenutzten 
Wohnraum und die Gewerbeimmobilie 
ist die Grundsteuer nach wie vor eine 
durch nichts gerechtfertigte Substanz-
steuer und für den Mieter vermeidet 
eine Grundsteuer nach dem Flächen-
modell tendenziell eine Steigerung der 
umlagefähigen Betriebskosten.
Als sogenannte kommunale Aufwands-
steuer ist die Grundsteuer einst erfunden 

worden. Der kommunale Erhaltungs-Auf-
wand (für Straßen, Gehwege etc.) ist von 
der Lage des Grundstücks unabhängig.
Zur Bemessung der Grundsteuer ge-
wichtet deshalb das bayerische Modell 
die GrundstücksÅäche mit 0,02 æ$m�, die 
GebäudeÅäche von Wohnimmobilien mit 
0,20 æ$m� und von Gewerbeimmobilien 
mit 0,40 æ$m�. 
Die erstmalige Herstellung der zum 
Anbau bestimmten Straßen wird vom 
Eigentümer über die Erschließungs-
beiträge bezahlt. Die Grundsteuer ist 
deshalb kein geeignetes Instrument 
für Umverteilungs-Phantasien. Umver-
teilung nach Leistungsfähigkeit erfolgt 
bereits an der Grenze des Erträglichen 
durch die Ertragssteuern.

Das Thema ist brandaktuell, die Fraktion 
beÄndet sich in der Expertenanhörung und 
hierzu wurde die MIT vom Vorsitzenden 
eingeladen. In der Fraktionsanhörung kurz 
vor Weihnachten präsentierte die MIT ihre 
Beschlusslage zum Flächenmodell. Die 
Fortsetzung der Positionsbestimmung wird 
in der Expertenanhörung im Landtag statt-
Änden0 ebenfalls unter Teilnahme der MIT. 
Baden-Württemberg hat die Möglichkeit, 
unbürokratisch, einfach und wirksam zu-
gunsten Mietern und Selbstnutzern von 
Wohnraum Gutes zu tun. Also machen 
wiŕ s und sprechen darüber!

Dr. Albrecht Geier,  

info@geijus.de,  

www.mit-ortenau.de  

 Dr. Albrecht Geier

HERTWECK Qualitätsprodukte.
Steigern Sie Ihre Produktivität 
mit noch präziseren Werkzeugen.
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Anhörung der CDU-Land-
tagsfraktion zum Thema 
Grundsteuerreform 2025 am 
17.12.2019

In den letzten Monaten hat sich der 
Landesvorstand der MIT Baden-Würt-
temberg intensiv mit der anstehenden 
Grundsteuerreform 2025 beschäftigt. 
Aufgrund der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) 
war / ist die derzeitige Grundsteuer 
verfassungswidrig. Gemäß Urteil des 
BVerfG hätte die Grundsteuer ab 2020 
nicht mehr erhoben werden dürfen, 
wenn nicht bis Jahresende 2019 eine 
Neuregelung beschlossen worden wäre. 
Obwohl der Bundesgesetzgeber seit dem 
Urteil des BVerfG wahrlich genug Zeit 
für eine Neuregelung hatte, waren es 
die üblichen politisch widerstreitenden 
Interessen auf der Skala links bis rechts, 
die für viel Zeitverlust sorgten, so dass 
dann doch gegen Fristende Hektik auf-
gekommen war. Dies deshalb, weil die 
einen am liebsten die Grundsteuer ab-

geschafft sahen und es daher nicht eilig 
hatten, die anderen die Grundsteuer am 
liebsten erhöhen wollen. Im Konkreten 
wollen die einen daher ein möglichst 
wertunabhängiges Grundsteuermodell 
verwirklicht sehen, das sich am besten 
nur an den Flächen orientiert. Die an-
deren, politisch linken Kräfte, pochten 
natürlich auf ein Grundsteuermodell, 
das die Grundstückswerte möglichst 
stark berücksichtigt. Auf diesem Wege 
wollen die Linken möglichst viele ver-
mögensteuerliche Ziele durchsetzen, ins-
besondere wenn es eines Tages gelänge, 
die Abwälzbarkeit der Grundsteuer auf 
die Mieter zu verbieten.
Das vom Bundestag beschlossene Grund-
steuer-Bundesgesetz, vorgelegt von 
Finanzminister Scholz (SPD), ist nunmehr 
ein kombiniertes Flächen-/ Wertmodell.
Grund für die Verfassungswidrigkeit 

der bisherigen Grundsteuer war für das 
BVerfG die Tatsache, dass für die Be-
messung der Grundsteuer nach wie vor 
die bisherigen Einheitswerte heran-
gezogen werden. Diese spiegeln jedoch 
die Immobilienwerte auf Berechnungs-
basis der Wertverhältnisse von 1964 bzw. 
sogar von 1935 in den neuen Bundes-
ländern wider.
Zum historischen Verständnis sei noch 
ergänzt, dass die Einheitswerte ihrem 
Wortsinn nach ein „einheitlicher“ Wert 
für einstmals mehrere Steuerarten war, 
die z.T. Gott sei Dank z.T. schon lange ab-
geschafft wurden. So waren die Einheits-
werte früher maßgeblich für die Ver-
mögen-, Erbschaft-, Gewerbekapital- und 
die Grundsteuer. Die Gewerbekapital-
steuer wurde abgeschafft, die Vermögen-
steuer wird wegen Verfassungswidrigkeit 
seit langem nicht mehr erhoben. Die Erb-
schaftsteuer zieht - seit ihrer Reform - die 
sog. Bedarfswerte heran, die nur bei Be-
darf, also z.B. im Erbfall ermittelt werden. 
Grundidee des Bewertungsgesetzes war 
einstmals, die Einheitswerte in regel-
mäßigen Zeiträumen in sog. Haupt-
feststellungen zu aktualisieren. Da dies 
jedoch bei Millionen von bebauten und 
unbebauten Grundstücken in Deutsch-
land nie zu schaffen war, gab es nur die 
Hauptfeststellungen auf 1935 im Deut-
schen Reich und auf 1964 in den alten 
Bundesländern. Diese letzte Hauptfest-
stellung hat die Finanzverwaltung gut 
10 Jahre beschäftigt. Die Einheitswerte 
sind seit langem nur noch für die Grund-
steuer maßgebend, übergangsweise 
jetzt weiterhin noch bis 31.12.2024. Da 

Klaus Straub

Ein gemütliches 
Zuhause mit den 
besten Pellets
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der Bundesgesetzgeber schon vor Jahr-
zehnten erkannte, dass eine regelmäßige 
Hauptfeststellung nicht zu schaffen 
war, wurden die Einheitswerte nach ei-
niger Zeit für die Vermögen- und Erb-
schaftsteuer mit dem 1,4- fachen Wert 
angesetzt.
Im aktuellen Bemühen hat der Mittel-
stand weiterhin ein vitales Interesse 
daran, dass eine reformierte Grund-
steuer nicht zu Mehrbelastungen für die 
Wirtschaft und auch im Wohnbereich 
führt. Zu diesem Zweck nutzte der MIT-
Landesvorstand Baden-Württemberg 
seine guten Verbindungen zur Landes-
politik und vereinbarte einen Gesprächs-
termin mit CDU-Landtagsfraktionschef 
Prof. Reinhard am 9.12.2019 (vgl. hierfür 
den separaten Artikel von MIT-Landes-
vorstandsmitglied Rechtsanwalt Dr. Alb-
recht Geiger in diesem Heft). Umgekehrt 
lud Prof. Reinhard bei diesem Gespräch 
zu der vorgelagerten Anhörung nur der 
CDU-Fraktion am 17.12.2019 in das 
Bürgerforum des Landtags ein. An die-
ser Anhörung nahm für die MIT Landes-
vorstandsmitglied Steuerberater Klaus 
Straub teil. An dieser Anhörung waren 
u.a. auch Vertreter der Kommunen 
(Städte-/ Gemeindetag), der Wohnungs-
wirtschaft, Haus&Grund, Mieterbund, 
Naturschutzbund, Finanzbeamten, 
Steuerberaterkammern, Bauernverband 

und nicht zuletzt mehrere Landtags-
abgeordnete teil.
In seiner Einführung rekapitulierte 
CDU-Fraktionschef Prof. Reinhard 
am 17.12.2019 nochmals den gesetz-
geberischen Werdegang bis zur Grund-
steuerreform am Jahresende 2019. 
Da Bayern und die CDU Baden-Würt-
temberg gemeinsam auf einer Länder-
öffnungsklausel beharrten, musste auch 
das Grundgesetz entsprechend geändert 
werden. Von der Länderöffnungsklausel 
musste natürlich vorab auch der grüne 
Koalitionspartner im Land überzeugt wer-
den, was nicht einfach war, aber dennoch 
gelang. Während Ministerpräsident Kret-
schmann eher noch zu überzeugen war, 
wehrte sich Finanzministerin Sitzmann 
noch lange gegen das Bestreben der 
Landes-CDU für eine Länderöffnungs-
klausel. Ziel ist es jedoch nunmehr bis 
zum Sommer 2020 die Grundsteuer in 
Baden-Württemberg landesgesetzlich 
(erstmals) neu zu regeln, da im Frühjahr 
2021 wieder Landtagswahlen anstehen. 
Da dies ein ambitionierter Zeitplan ist, 
erfolgt bereits am 31.1.2020 eine weite-
re, dann ofÄzielle Anhörung der Koalition 
im (grünen) Staatsministerium.
In der Anhörung am 17.12.2019 legten 
die Kommunalvertreter großen Wert auf 
ein weiter verlässliches Grundsteuer-
aufkommen für ihre Haushalte. Die 

Grundsteuer ist für die Kommunen nach 
wie vor eine sehr wichtige Einnahme-
quelle, auf die die Gemeinden ein Hebe-
satzrecht haben, ähnlich wie bei der 
Gewerbesteuer. Kommunalvertreter tra-
ten daher stets vehement für eine recht-
zeitige Grundsteuerreform ein, um einen 
Wegfall der Steuer zu verhindern. Alle 
Vertreter waren sich einig, dass trotz Be-
mühens um ein möglichst gleich hohes 
Grundsteueraufkommen es durchaus 
zu erheblichen Verschiebungen bzw. 
Mehr-/ Wenigerbelastungen für einzelne 
GrundsteuerpÅichtigen kommen wird. 
Während Mieterbund und Naturschutz-
bund für eine wertabhängige (also für 
vermögensteuerliche Ziele verfolgende) 
Landes-Grundsteuer plädierten, goss 
der Vertreter der Finanzbeamten Was-
ser in den Wein indem er fragte, ob die 
Finanzverwaltungen überhaupt perso-
nell und softwarebedingt in der Lage 
sein werden, Wertkomponenten bei 
der Vielzahl von Grundstücken (recht-
zeitig) zu ermitteln. Gewarnt wurde von 
mehreren Seiten, dass vom Finanzamt 
festgesetzte Werte in vielen Fällen ver-
mutlich gerichtlich angefochten werden, 
da sie sehr streitanfällig sind. Tatsäch-
lich besteht die reale Gefahr, dass die 
neue Grundsteuer, egal ob im Land oder 
im Bund, zu einem neuen Bürokratie-
monster, sowohl bei den Grundsteuer-

MIT Land
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pÅichtigen als auch bei der Finanzver-
waltung, zu werden droht. Insgesamt 
sind in der Finanzverwaltung Baden-
Württemberg ca. 500 neue Planstellen 
nur für die Grundsteuerreform vor-
gesehen, konkret sind zunächst 150 sog. 
KW-Stellen („können wieder wegfallen“) 
im neuen Doppelhaushalt bereits be-
willigt. Dies allerdings vor dem Hinter-
grund, dass bereits schon bisher ca. 800 
Stellen in der Finanzverwaltung Baden-
Württemberg arbeitsmarktlich gar nicht 
besetzt werden können, also vakant sind. 
In Baden-Württemberg allein müssen 
5,6 Mio Wohneinheiten bewertet wer-
den, hiervon 35% Ein- und Zweifamilien-
häuser, 9% der bebaubaren Grundstücke 
sind unbebaut. Zeitlich ist vorgesehen, 
dass bis Anfang 2022 die IT einsatzfähig 
sein soll und bis 2024 die Finanzver-
waltung die neuen Grundsteuer-Aus-
wertungen erzeugt. Erstaunlich positi-
ven Widerhall fand bei der Anhörung am 
17.12.2019 das von der MIT favorisierte 
typisierende Flächenmodell. Steuer-
berater Klaus Straub hob hervor, dass ein 
Åächenbasierter Grundsteuerwert ad-
ministrativ am einfachsten umzusetzen 
und am wenigsten streitanfällig ist. Nicht 
zu vergessen auch die fachliche Heraus-
forderung der GrundsteuerpÅichtigen 
beim Ausfüllen der notwendig werden-
den neuen Steuerformulare hierfür. Dass 
das MIT-Flächenmodell der MIT, ggf. er-

gänzt um Bodenrichtwerte, obendrein 
die sozialste Grundsteuer ergäbe, konn-
te Klaus Straub an einem einfachen Bei-
spiel verdeutlichen. Während das groß-
zügige Villengrundstück aufgrund seiner 
relativ größeren Fläche künftig eine hö-
here Grundsteuer erzeugen würde, 
wäre z.B. ein Innenstadtgrundstück mit 
aufstehendem Geschosswohnungs-
bau / Hochhaus deutlich begünstigt, da 
die GrundstücksÅäche in Relation zu 
den vielen aufstehenden Wohnungen 
eher klein ist. Dies leuchtete der Mehr-
zahl der Anwesenden tatsächlich auch 
spontan ein. Eine bessere Sozialpolitik/ 
Kostenreduzierung für das Wohnen in 
Ballungsräumen gibt es nicht. Politische 
Bestrebungen, die Abwälzbarkeit der 
Grundsteuer auf die Mieter gesetzlich zu 
verbieten, kommentierte Steuerberater 
Klaus Straub mit der Bemerkung, dies 
wäre dann eine andere Republik. Tat-
sächlich soll ja die Grundsteuer einen 
Beitrag für die kommunalen Kosten der 
Bewohner bzw. Unternehmer vor Ort 
leisten und nicht eine abstrakte Ver-
mögensabschöpfung eines ggf. weit ent-
fernten Eigentümers sein. 
Der Vertreter des Bauernverbands wies 
schlussendlich auf Besonderheiten 
der Landwirtschaft hin. Beim Grund-
steuer-Bundesgesetz von Finanzminister 
Scholz (SPD) sind für die Landwirtschaft 
eine Mehrzahl von schier unlösbaren 

administrativen Fragestellungen bzw. 
Steuererklärungsproblemen inhärent. 
Er bezweifelte, dass dies überhaupt auf 
irgendeine Art und Weise in der Praxis 
umsetzbar sein wird. Grundsteuerliche 
Fallstricke an der Hofstelle bzw. dem 
Wohnteil der Bauernhöfe wurden offen-
sichtlich vom Bundesgesetzgeber völ-
lig übersehen und waren auch den an-
wesenden Landespolitikern alles andere 
als geläuÄg. Es bleibt zu hoffen, dass die 
Baden-Württembergische Grundsteuer 
für die Landwirtschaft nicht ähnliche 
bürokratische Lasten aufbürdet.
Es bleibt auch zu hoffen, dass im end-
gültigen grün-schwarzen Grundsteuer-
Landesgesetz in Baden-Württemberg 
möglichst viel Flächen- und wenige 
Werteparameter enthalten sein wer-
den. Denn sonst werden die bislang be-
willigten 150 zusätzlichen KW-Stellen 
in der Süd-West-Finanzverwaltung bei 
weitem nicht ausreichen und der Steuer-
erklärungsaufwand bzw. die Steuer-
berater-/Finanzgerichtskosten werden 
schwer erträglich sein. Sowieso ist es 
wohl heute schon absehbar, dass die 
künftig avisierte regelmäßige Neu-
bewertung aller Grundstücke alle 7 Jahre 
im Bundesmodell genauso administrativ 
scheitern wird wie die bisherigen „regel-
mäßigen“ Hauptfeststellungen der Ein-
heitswerte, die es tatsächlich nur zwei 
Mal gab. Steuerberater Klaus Straub gab 
zu bedenken, dass es insgesamt die Frage 
sein wird, ob und wie die Süd-West-CDU 
sich mit ihren Vorstellungen in Baden-
Württemberg gegen die Grünen im Land 
durchsetzen kann. Denn wenn sich die 
Grünen nicht bewegen, greift halt auch 
in Baden-Württemberg automatisch das 
Bundesmodell von Finanzminister Scholz.

Klaus Straub,  

info@stb-straub.de,  

www.mit-bw.de  

MIT Land
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Mitgliederangebote

Mit den folgenden Kooperationspartnern hat die MIT Sonder-
konditionen für MIT-Mitglieder vereinbart, ohne selbst von 
eventuellen Vertragsabschlüssen zu proÄtieren. Es gibt weder 
eine „Abschlussprämie“ noch Umsatzbeteiligungen. Als Ver-
einigung wahren wir so unsere Neutralität.

Advocado

Ob bei Hotelübernachtungen, Restaurantbesuchen oder On-
linekäufen – wer ein Produkt oder eine Dienstleistung in An-
spruch nehmen möchte, beginnt häuÄg mit der Recherche im 
Internet. Über die Suchmaschine Google holen viele eine Zweit- 
oder Drittmeinung ein. Per Mausklick steht eine riesige Aus-
wahl an Sterne- und Textbewertungen zur Verfügung.
Bewertungen anderer Kunden beeinÅussen maßgeblich die 
Kaufentscheidung potenzieller Kunden. Studien ergeben, dass 
für 88 % der Verbraucher Online-Bewertungen eine wichti-
ge Grundlage für die Kaufentscheidung darstellen. Verfassen 
Kunden schlechte Rezensionen über Produkte oder Dienst-
leistungen, kann dies nicht nur den Ruf schädigen, sondern auch 
langfristig den Umsatz negativ beeinÅussen.
Überschreiten Bewertungen die Grenzen des geltenden Rechts 
oder missachten Nutzer die Google-Richtlinien, kann eine Re-
zension gelöscht werden.
Nutzen Sie unseren kostenfreien Schnelltest, um herauszu-
Änden, ob ein Anspruch auf Löschung besteht. Mit dem Rabatt-
code PARTNER-6SFA erhalten Sie 10% auf Ihre Rechtsfrage.

AXA und ROLAND 
Rechtsschutz
Rundum-Rechtschutz und Firmenschutz für MIT Mitglieder mit 
Sonderkonditionen.
Ein Mitarbeiter klagt gegen seine Kündigung, das Finanzamt 
akzeptiert die Gewerbesteuererklärung nicht oder eines Ihrer 
Firmenfahrzeuge wird bei einem Unfall beschädigt – als Arbeit-
geber sind Sie zahlreichen rechtlichen und unternehmerischen Ri-
siken im HaftpÅicht-, Sach- und Produktbereich ausgesetzt. Hier-
vor können Sie sich einfach und kostengünstig schützen – mit den 
Sondertarifen unserer Kooperationspartner AXA und ROLAND 
Rechtsschutz� Als Mitglied der MIT proÄtieren Sie von einer Kom-
bination aus Firmen-, Verkehrs- und Immobilien-Rechtsschutz, 
ergänzt durch JurData zur Absicherung gegen datenschutzrecht-
liche Risiken sowie den PROFI SCHUTZ Tarifen Betriebs- und 
ProdukthaftpÅicht, Sach- und-Gebäudeabsicherung mit Cnber-
baustein. Der Rabatt für MIT-Mitglieder beträgt 30%.

Personio
20 % Rabatt für MIT-Mitglieder
Personio bietet eine ganzheitliche Lösung für HR & Recruiting 
Prozesse. Seit 2014 setzen über 200 Unternehmen auf Personio 
und sparen dadurch über 30% bei administrativen Prozessen 
ein. Ein großer Vorteil im Vergleich zu anderen Lösungen sind 
die Möglichkeiten der Individualisierung. Alle Funktionen kön-
nen auf die unternehmensspeziÄschen Prozesse angepasst wer-
den. Auch ist die Schnittstelle zwischen HRM � Recruiting Åie-
ßend, wodurch die Mitarbeiter in alle Prozesse mit eingebunden 
werden können.
Ein Ausschnitt aus den Funktionen von Personio: Digitale 
Personalakte, Fehlzeitenverwaltung, Gehaltsmanagement, Per-
formance & Feedback, On- & Offboarding und Applicant Track-
ing System & Multiposting
Weitere Informationen zum Funktionsumfang Änden Sie auf 
unserer Webseite. MIT Mitglieder bekommen einen zusätz-
lichen Rabatt von 20 % und eine unverbindliche Test-Version
kann angefordert werden. Zusätzlich bieten wir regelmäßige 
Webinare zu Best Practice im digitalen HR Management.

MIT Land

Hier bin ich daheim.

SCHÖN. SCHÖN. 
GESUND. BEZAHLBAR.GESUND. BEZAHLBAR.

Wir möchten Zukunft (mit)gestalten – 
für unsere Kunden, Geschäftspartner, 
unsere Mitarbeiter und die Region. 
Jährlich entscheiden sich ca. 1.000 
Familien für ein Schwörer-Haus.
Der Mehrgeschossbau in Hybridbau-
weise erweitert unsere Angebots- 
palette. Die vielen Auszeichnungen 
im Bereich Service, Wohngesundheit 
und Architektur sprechen für 
SchwörerHaus als Ihr Baupartner.

www.schwoerer.de

Schwörer
Haus®
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SIXT
Günstiger Auto mieten als MIT-Mitglied
Sixt ist Deutschlands Nummer 1 in Sachen Autovermietung 
und starker Partner der Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung der CDU/CSU. Als familiengeführter, aber auch 
globaler Mobilitätsdienstleister bietet Sixt Mobilitäts-
lösungen von wenigen Minuten (z.B. DriveNow) bis hin zu 
mehreren Jahren (z.B. Sixt Leasing) - für Selbstfahrer oder 
mit Chauffeur (MyDriver, Sixt Limousinen Service). Sixt 
steht für innovative Produkte sowie einen hohen Anspruch 
an Service und Qualität in über 100 Ländern, an mehr als 
4.000 Stationen. Wir freuen uns deshalb sehr, dass Sixt 
spezielle Raten und Vorteile für MIT-Mitglieder zur Ver-
fügung stellt.
Weitere Informationen zu Sixt und Ihrer Anmietung zu 
den MIT-Konditionen finden Sie in unserem gemeinsamen 
Mobilitätsportal.
Wir wünschen Ihnen eine gute und sichere Fahrt mit Sixt.

SPENDIT

Die SPENDIT Mastercard: 
100%ige Wertschätzung für Ihre Mitarbeiter
Die SPENDIT Mastercard ist eine Art Universalgutschein für 
steuerfreie oder pauschal zu versteuernde Sachzuwendungen. 
Sie ist ofÄziell von den Finanzbehörden anerkannt, vollkommen 
digital im Handling und reduziert dadurch den administrativen 
Aufwand im Vergleich zu herkömmlichen Tankgutscheinen 
oder Jobtickets in Papierform enorm. Daher ist die Einführung 
auch für kleinere Unternehmen leicht zu bewerkstelligen. Las-
sen Sie Ihren Mitarbeitern zusätzlich zum Lohn pro Jahr bis zu 
Euro 960,- steuerfrei und Euro 11.000,- pauschalversteuert zu-
kommen und verleihen Sie Ihnen damit die Anerkennung, die 
sie verdient haben. Mit der SPENDIT Mastercard sind Sie als 
auch Ihre Mitarbeiter vollkommen Åexibel. Sie können sechs 
verschiedene Module für ihre Mitarbeiter völlig frei kombi-
nieren. Ihre Mitarbeiter können das Geld an weltweit über 36 
Mio. Akzeptanzstellen ausgeben - egal für was und natürlich 
auch online. Dabei sind Ihre Zuwendungen bei jedem Einsatz 
für Ihre Mitarbeiter unmittelbar mit Ihrem Unternehmen ver-
bunden, da Sie Ihre SPENDIT Firmenkarte individuell gestalten 
können. Welche Mitarbeiter würden sich nicht über diese Form 
der Wertschätzung freuen!
Vorteil für MIT-Mitglieder: Mit dem Aktionscode „MIT2016“ 
bekommen alle Mitglieder 10% Nachlass auf die Spen-
dit Jahresgebühren. Informationen und Bestellung unter  
www.spendit.de.

Ticketsprinter

Mit Ticketsprinter haben MIT-Mitglieder die Möglichkeit, rabat-
tierte Tickets für Veranstaltungen im Kultur-, Event-, Sport- und 
Freizeitbereich zu erwerben. Über das Online-Portal von Ticket-
sprinter können Sie Veranstaltungen auch jederzeit bequem 
von zu Hause aus buchen. Als spezialisierter Dienstleister für 
Veranstalter kann Ticketsprinter eine breite Angebotsvielfalt an 
regionalen und überregionalen Events exklusiv zur Verfügung 
stellen. Ihr persönlicher Zugangs-Code für das Ticketangebot 
lautet: MITticket. Nach erfolgter Registrierung haben Sie Zu-
griff auf über 2.000 Kultur- und Event-Highlights in über 600 
Städten.

MIT Land

          DEUTSCHLANDS SINNLICHSTER  

      BADETEMPEL 
         LIEGT ZWISCHEN STUTTGART UND KARLSRUHE 

75323 BAD WILDBAD | TEL. 07081/303-0 | WWW.PALAIS-THERMAL.DE

lay anz pt badetempel 90x130.indd   2 21.02.14   12:49
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Kolumne von Fabian Gramling MdL

Nur ein Schritt:  
Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz tritt  
am 1. März 2020 in Kraft und soll quali-
Äzierten Fachkräften aus Nicht-EU-
Staaten den Weg nach Deutschland er-
leichtern. Damit wird der richtige Weg 
eingeschlagen, mehr allerdings auch 
nicht. 
Der Fachkräftemangel ist für die deut-
sche Wirtschaft ein ernsthaftes Problem. 
56 Prozent der Firmen gaben in einer 
Umfrage des Deutschen Industrie- und 
Handelskammertags an, dass der Fach-
kräftemangel für sie das größte Ge-
schäftsrisiko darstelle. Zahlen und Prog-
nosen untermauern diese Einschätzung: 
Anfang der 2030er Jahre wird es auf-
grund der demograÄschen Entwicklung 
sechs Millionen weniger Erwerbstätige 
geben. Aber auch schon heute gibt es bei-
spielsweise im Handwerk bundesweit ca. 
250.000 offene Stellen. Und im Bereich 
der Alten- und KrankenpÅege waren im 
Jahresdurchschnitt 2018 bei der Bundes-
agentur für Arbeit knapp 40.000 offene 
Stellen gemeldet. Hinzu kommt, dass die 
Zahl der offenen Ausbildungsplätze die 
Zahl der Bewerber vielerorts übersteigt. 
In Baden-Württemberg sind im Jahr 2018 
beispielsweise 9.000 Ausbildungsstellen 
unbesetzt geblieben. Das inländische 
Arbeitskräftepotential wird alleine nicht 
reichen, um die offenen Stellen zu be-

setzen. Deshalb ist es wichtig, uns ein-
zugestehen, dass wir fualiÄzierte Zu-
wanderer brauchen.  
Ein Gesetz allein wird den Fachkräfte-
bedarf in den verschiedenen Branchen je-
doch nicht automatisch decken. Damit das 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz erfolg - 
reich werden kann, müssen zahlreiche 
Probleme gelöst werden. 

Eines davon ist die Dauer der Visaver-
fahren. Warum sollte eine Fachkraft 
mehrere Monate auf einen Termin bei 
der deutschen Botschaft warten, wenn 
sie in wenigen Wochen in die Nieder-
lande gehen kann? Unsere General-
konsulate sind in vielen Ländern einfach 
massiv überfordert. Ich habe schon seit 
langem eine sogenannte „Task Force“ 

Fabian Gramling MdL

Landespolitik

Robert-Bosch-Str. 17, 71116 Gärtringen   |   Tel.: +49 (0)7034 2879-130   |   info@sp-prototypen.de   |   www.sp-prototypen.de

• Generative Verfahren
• Vakuumguss
• Prototypen Spritzgussteile
• Veredelung

• Montage
• Anwendungsberatung
• Projektmanagement

Ihr Partner für Prototypen, Vorserien und Kleinserien
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gefordert, die besagte Konsulate bei 
der Bearbeitung der Visumsbearbeitung 
unterstützt und entlastet. Ganz grund-
sätzlich müssen wir müssen die perso-
nellen Kapazitäten erweitern, unnötige 
Bürokratie vermeiden, Verfahren verein-
fachen und wo es sinnvoll ist auch digi-
talisieren. Im Bundeshaushalt 2020 sind 
Mittel für 109 zusätzliche Stellen in den 
Bereichen Visumbearbeitung und Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz vorgesehen. 
Außerdem sollen Arbeitsvisa künftig 
auch im neuen Bundesamt für Aus-
wärtige Angelegenheiten, das Anfang 
2021 aufgebaut werden soll, bearbeitet 
werden. Ob das reicht, wird man sehen 
müssen, aber es ist ein Anfang.
Ein weiteres großes Problem ist die 
Anerkennung ausländischer Berufsab-
schlüsse. Mit dem neuen Fachkräfteein-
wanderungsgesetz erhalten Fachkräfte 
mit Berufsausbildung zwar eine Auf-
enthaltserlaubnis für sechs Monate zur 
Arbeitsplatzsuche. Allerdings nur, wenn 
ihre FualiÄkation vorher anerkannt 
wurde. Das passiert derzeit in etwa 
4000 Fällen pro Jahr. Das neue Gesetz 
wird uns in diesem Bereich voraussicht-
lich wenig voranbringen. Das meiste 
bleibt beim Alten. Eine Ausnahme gibt 
es nur für IT-Fachkräfte, die auch ohne 
formale FualiÄkation kommen dür-
fen. Partnerschaftsabkommen mit der 
Bundesagentur für Arbeit sollen Abhilfe 
schaffen und dazu beitragen, sowohl 
die Visaerteilung und die Anerkennung 
von Berufsabschlüssen aus bestimmten 
Nicht-EU-Staaten zu beschleunigen. 
Allerdings laufen bestehende Projek-
te nur schleppend. Durch das Projekt 

„Triple Win“ konnten beispielsweise 
seit 201( lediglich rund 2200 PÅege-
kräfte aus Bosnien-Herzegowina, Ser-
bien, Tunesien und von den Philippinen 
ihre Arbeit in Deutschland aufnehmen. 
Natürlich müssen Partnerschaftsab-
kommen Teil der Lösung sein. Aber 
sie können nicht der Weisheit letzter 
Schluss sein. Bei der Anerkennung von 
ausländischen Berufsabschlüssen muss 
auch die Wirtschaft liefern. Denn vor 
allem die Kammern entscheiden am 
Ende über die Gleichwertigkeit beruf-
licher Abschlüsse.
Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
wird den Bedarf an Fachkräften nicht 
alleine decken können. Es ist ein Schritt 
in die richtige Richtung – mehr nicht. 
Bei der Attraktivität für zuwanderungs-
willige Akademiker landet Deutschland 
in einer aktuellen Untersuchung unter 
den mehr als 30 OECD-Industrieländern 
nur auf Rang 12. Wenn fualiÄzierte 
Zuwanderung ein Faktor für den zu-
künftigen wirtschaftlichen Erfolg sein 
wird, müssen wir schnellstens weitere 
Schritte gehen. 
Wir dürfen den Faktor „Ausbildung“ je-
doch auch nicht außen vor lassen. Die 
duale Ausbildung ist und bleibt ein zen-
traler Baustein für unseren wirtschaft-
lichen Erfolg, für den die Politik den 
passenden Rahmen schaffen muss. Am 
Ende bilden aber unsere Unternehmen, 
egal ob klein oder groß, aus. Dieser Ver-
antwortung müssen sie sich stellen.

Fabian Gramling MdL,  

fabian.gramling@cdu-landtag-bw.de,  

www.fabian-gramling.de  

Landespolitik
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Die BURGER GROUP mit Haupt-
sitz in Schonach ist einer der 
führenden Systempartner im 
Bereich kundenspezifischer An-
triebstechnik. 
Mit über 1000 Mitarbeitern an 
acht Standorten in Europa und 
Nordamerika  schaffen wir in-
novative Lösungen in Metall, in 
Kunststoff, im Materialverbund 
oder als komplettes mecha-
tronisches System. Mit unserer 
Erfahrung aus über 160 Jahren 
Antriebsentwicklung, zukunfts-
weisenden Fertigungstechnolo-
gien und Innovationen finden wir     
                     für jede Anwendung 
                                 den passenden       
                                          Antrieb.
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Landeshaushalt 2020/2021: „Wir investieren 
in die Zukunft unseres Landes!“

Die CDU ist in der Koalition mit den Grünen im Land der Impuls-
geber! Wir stellen die Weichen für ein starkes und erfolgreiches 
Baden-Württemberg 2030. Das zeigt sich auch im Doppelhaus-
halt 2020/2021. Hier hat die CDU die Schwerpunkte vorgegeben 
und die Akzente gesetzt. Wir investieren in unseren Wohlstand 
von morgen, sichern die Innovationskraft des Landes und ste-
hen für nachhaltige und generationengerechte Politik.

Treiber bei Digitalisierung und Innovation
Wir sind die Treiber bei der Digitalisierung und in der 
Innovationspolitik. Baden-Württemberg ist Innovationsregion 
Nummer 1 in Europa. Wir verstärken unser Engagement für 
strategische Zukunftstechnologien wie Künstliche Intelligenz 
oder Quantencomputing. Wir begleiten aktiv den Wandel unse-
rer Autoindustrie und unterstützen neue Technologien wie 
Batterieforschung, Wasserstoff, synthetische Kraftstoffe, auto-
nomes Fahren. Auf unseren Druck hin wird die Finanzierung 
der Hochschulen im Land gegenüber der Planung der Wissen-
schaftsministerin spürbar verbessert. Wir forcieren noch einmal 
den Breitbandausbau. Seit 2016 haben wir bald 2.000 Breitband-
Projekte mit insgesamt fast 450 Millionen Euro gefördert. Jetzt 
haben wir noch einmal weitere 611 Millionen dafür eingeplant. 
Wir stärken Mittelstand und Handwerk mit der Digitalisierungs-
prämie und dem neuen Meisterbonus. 

Sicherheit, Recht und Ordnung garantiert
Wir setzen die größte Sicherheitsoffensive in der Geschichte des 
Landes entschlossen fort. 3.000 neue Polizeianwärter werden in 
den nächsten zwei Jahren ihren Dienst antreten. Das haben wir 
durchgesetzt. Außerdem haben wir für knapp 400 zusätzliche 
Stellen in der Justiz gesorgt – unter anderem für mehr Richter und 
Staatsanwälte. Wir stehen für einen durchsetzungsstarken Rechts-
staat, der Sicherheit, Recht und Ordnung für alle garantiert. 

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL

Landespolitik

5Ausgabe 4-2016

Titel RubrikAus den Kreisen & Bezirken

MIT Esslingen

Marcus Müller neuer 
Kreisvorsitzender

Der neue Kreisvorstand der MIT Esslingen

P.I.T. PRÄZISION IM TAUSENDSTEL.

P.I.T. Drei Buchstaben, denen sich Jürgen Himmelsbach und 

Oswald Flaig seit 1990 verpflichtet fühlen. In voller Länge heißt 

das: Production In Time, Zerspantechnik und Handels GmbH. 

Aber wer sagt das schon, seit die drei Buchstaben P.I.T. zum 

Synonym für leidenschaftliche Präzision, Kreativität und 

unbedingten Expansionswillen geworden sind.

Production in Time . Zerspantechnik und Handels GmbH . Dr.Konstantin-Hank-Str. 16 

78713 Schramberg-Sulgen . Telefon 07422 23614 . info@productionintime.com

Marcus Müller aus Esslingen wurde mit überwältigender Mehr-
heit zum neuen Kreisvorsitzenden der MIT Esslingen gewählt 
und als seine Stellvertreter Franz Pfeffer, Erika Schlauch und 
Frank Schreiter. Müller tritt die Nachfolge von Ulrich Bauer an, 
der 15 Jahre lang die Geschicke der MIT erfolgreich geführt hat-
te. Einer der großen Verdienste von Bauer ist, dass er die Mit-
gliederzahl trotz widriger Umstände immer weiter ausbauen 
konnte und die MIT Esslingen als die Stimme des Mittelstands 
im Kreis Esslingen immer laut ist. Für diese erfolgreiche Arbeit 
wurde Ulrich Bauer zum Ehrenkreisvorsitzenden ernannt. 

Den Vorstand komplettieren Walter Wittmann als Schatz-
meister, Holger Kappel als Pressesprecher, Ursula Scherer als 
Schriftführerin. Rosemarie Allgaier, Anette Beck, Dr. Hartmut 
Benckert, Manfred Nagel, Adelheid Reichart, Renate Schindler, 
Prof. Erich Sigel, Joachim Thomas sind die gewählten Beisitzer.

Verlässliche Vertretung für den Mittelstand
„Gerade in Zeiten, in denen es chic ist, den Porsche in der Gara-
ge zu haben und Grün zu wählen, ist es umso wichtiger, dass der 
Mittelstand eine verlässliche Vertretung hat und schon heute die 
Weichen stellt für Zeiten, in denen sich die Mitmenschen den Lu-
xus nicht mehr leisten zu können, Grün zu wählen“ so der neue 
Kreisvorsitzende Marcus Müller. Die MIT wird auch weiterhin eine 
streitbare politische Größe bleiben und da, wo es notwendig ist, 
den Finger in die Wunde legen“ kündigt Müller kämpferisch an.

Im Rahmen des Kreismittelstandtags erhielten die Ehrenna-
del in Bronze für 10 Jahre Mitgliedschaft Susanne Nonnenma-
cher, Christoph Traub, Siegried Russ, Wolfgang Fink, Klaus Kas-

ler, Klaus Tucher, Andreas Weber und Prof. Hartmut Benckert. 
Für 20 Jahre Mitgliedschaft wurde die Ehrennadel in Silber an 
Ursula Scherer, Ulrich Bauer und Walter Wittmann überreicht.

Am Abend gab es nicht nur Neuwahlen, sondern auch die po-
litische Aussprache, der sich Michael Hennrich MdB aus dem 
Wahlkreis Nürtingen stellte. Es wurden in einer harten, aber fai-
ren Diskussion die aktuellen Themen und der Zustand unserer 
Mutterpartei sehr kontrovers diskutiert.

Holger Kappel, holger.kappel@mit-esslingen.de, www.mit-esslingen.de �

Zertifizierter Betrieb für ökologisch erzeugte Lebensmittel
in Ludwigsburg, Leonberg, Sindelfingen und Umgebung

www.troelsch.de

in großer Auswahl
         aus frisch geschrotetem Korn

Bio-Leinbrot, Frischkorn, Hausvollkorn,  
Sonnenblumen, Kornduft, Emmer, Friesen, Dinkelfladen

MIT Konstanz 

Tischmesse in Stockach 
zur Mitgliederwerbung
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Leistung, Qualität und Erfolg in der Bildung
Jeden vierten Euro im Landeshaushalt investieren wir in die Bil-
dung unserer Kinder. Wir schaffen im Haushalt mehr als 1.000 
zusätzliche Lehrerstellen. Wir stocken die Krankheitsreserve 
deutlich auf und sagen dem Unterrichtsausfall den Kampf an. 
Mit dem Schulleiterpaket folgt jetzt der nächste Meilenstein der 
Qualitätsoffensive. Wir werten die Schulleiter auf – und zwar an 
allen Schulen. Das haben wir durchgesetzt. Außerdem steigen 
wir endlich wieder ein in die Förderung der Åexiblen, familien-
freundlichen Ganztagsbetreuung. Wir korrigieren damit die ein-
seitige und falsche Festlegung auf die verbindliche Ganztags-
schule, die Grün-Rot am Elternwillen vorbei getroffen hatte. 
Wir verdoppeln die Kindergartenförderung auf über 1 Milliarde 
Euro, die unter Grün-Rot gedeckelt war. 

Gutes Leben im ganzen Land
Wir kämpfen für den Ländlichen Raum. Wir stärken unseren 
wertvollen Wald mit zusätzlich rund 100 Millionen. Wir brin-
gen den Klimaschutz voran und bauen eine neue Klimaschutz-
Stiftung auf. Klimaschutz zum Mitmachen, Klimaschutz aus Ba-
den-Württemberg für Baden-Württemberg – das ist unser Weg 
in Verantwortung für unsere Schöpfung. 
Nicht zuletzt: Wir kümmern uns um die Themen des realen Le-
bens und haben als CDU-Fraktion mit zusätzlichen Haushalts-
mitteln deutliche Impulse gesetzt – für mehr Schwimmkurse, 
für unsere Musikschulen, für die Freilichtmuseen, für unser 
Brauchtum, für die Feuerwehren oder für das Engagement im 
Freiwilligen Sozialen Jahr.
Der Doppelhaushalt 2020/2021 trägt die deutliche Handschrift 
der CDU. Für unsere starke Heimat. Für eine gute Zukunft. Für 
Baden-Württemberg!

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL,  

marcel.busch@cdu.landtag-bw.de,  

www.fraktion.cdu-bw.de  
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Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL
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Jahresrückblick auf 
den Arbeitsmarkt 2019

Trotz der konjunkturellen Eintrübung können wir zum Jahreswechsel 
auf einen stabilen Arbeitsmarkt im Jahr 2019 zurückblicken“
„Die konjunkturelle Abschwächung hat im Dezember 2019 den ba-
den-württembergischen Arbeitsmarkt erreicht. Die Arbeitgeber re-
agieren bei der Arbeitskräftenachfrage mit Zurückhaltung auf die seit 
Monaten spürbare konjunkturelle Eintrübung. Im Vergleich zum De-
zember 2018 hat es im Land über 15.000 mehr Arbeitslose und rund 
23.500 weniger Stellenangebote gegeben“, erklärte Wirtschafts- und 
Arbeitsministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut heute (3. Januar) an-
lässlich der Veröffentlichung der Arbeitsmarktdaten in Stuttgart. 
Im Dezember waren in Baden-Württemberg 200.855 Menschen 
arbeitslos gemeldet. Das sind 15.375 bzw. 8,3 Prozent mehr als im 
Vorjahresmonat Dezember 2018 mit 185.480 Arbeitslosen. Die 
Arbeitslosenquote hat sich von 3,0 Prozent auf 3,2 Prozent im De-
zember 2019 erhöht. Neben Bayern ist dies bundesweit die nied-
rigste Quote.
„Trotz der konjunkturellen Eintrübungen können wir zum Jahres-
wechsel auf einen stabilen Arbeitsmarkt im Jahr 2019 zurück-
blicken, insgesamt ist die Beschäftigung 2019 stark gestiegen. Die 
Unternehmen schauen wieder zunehmend 
optimistisch auf den Welthandel und die Weltwirtschaft. Ich bin 
auch für die Arbeitsmarktentwicklung in Baden-Württemberg im 
Jahr 2020 optimistisch“, so die Ministerin weiter. Sie betonte, dass 
vor allem eine gute beruÅiche FualiÄzierung wichtig sei, um auf dem 
Arbeitsmarkt erfolgreich zu sein. Menschen, die sich in Kurzarbeit 
oder Arbeitslosigkeit beÄnden, sollten diese Zeiten deshalb vor 
allem zur beruÅichen Weiterbildung nutzen. Weiterbildung könne 
insbesondere mit Blick auf die sich wandelnden Anforderungen in 
der Arbeitswelt langfristige Perspektiven schaffen.

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL

pressestelle@wm.bwl.de,   

www.wm.baden-württemberg.de  
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„Quasi gegen die eigene 
Sache“

Gerne werden zu Jahresbeginn Glos-
sen „in eigener Sache“ veröffentlicht. 
Dagegen bemühen wir uns monatlich 
darum, Ihnen für Ihre tägliche Arbeit 
nützliche Informationen zu den recht-
lichen Rahmenbedingungen unter-
nehmerischen Handelns zukommen zu 
lassen.
Heute mag dies mit Blick auf die hier zu 
zitierende Entscheidung des OLG Mün-
chen, Urteil vom 05.06.2019 – Az.: 15 
U 318/18 (RAE) – nicht nur in Ihrem un-
mittelbaren wirtschaftlichen Interesse 
sein, sondern gleichzeitig auf den ersten 
Blick dem Interesse des Unterzeichners 
widersprechen. Tatsächlich sind auch wir 
Anwälte gehalten, das gleiche Maß an 
Fairness einzuhalten, welches auch durch 
gesetzliche Regelungen eingefordert 
wird.
Im konkreten Fall hatte ein Anwalt im 
Rahmen eines arbeitsrechtlichen Man-
dates nicht nur eine Mindestvergütung 
unter Festlegung eines nicht unerheb-
lichen Gegenstandswertes vereinbart, 

sondern formularmäßig einen 15-Minu-
ten-Takt, der ohne Einschränkung auf-
gerundet wurde. Im Klartext: Bei jeder 
einzelnen Tätigkeit des Anwaltes wurde, 
unabhängig davon, wie lange sie kon-
kret dauerte, jedenfalls auf 15 Minuten 
aufgerundet, z.B. bei einer Tätigkeit von 
3 bis 5 Minuten wurden 15 Minuten ab-
gerechnet, bei einer Tätigkeit von 50 Mi-
nuten wurde eine Stunde abgerechnet.
Diesbezüglich hat das OLG München – 
wenn auch noch nicht rechtskräftig – dem 
Kollegen „auf die Finger geklopft“. Die 
Vereinbarung eines 15-Minuten-Taktes 
in allgemeinen Geschäftsbedingungen 
– als solche sind formularmäßige Verein-
barungen für eine Vielzahl gleicher Fälle 
anzusehen – sei nach § 307 Abs. 1, 2 Nr. 1 
BGB unwirksam. Die Klausel könne auch 
nicht in irgendeiner Weise angepasst 
werden (geltungserhaltene Reduktion), 
sondern eine Abrechnung müsse konkret 
nach Minuten erfolgen (im Anschluss an 
OLG Düsseldorf AGS 2010, 109 = FamRZ 
2010, 1184). 

Die Entscheidung ist letztlich über-
zeugend. Nur die konkret entfaltete 
Tätigkeit ist zu vergüten. Daran muss sich 
auch ein Anwalt halten. In der Sache mag 
ggf. zur Vereinfachung der Abrechnung 
noch eine Aufrundung im 5-Minuten-
Takt zulässig sein, da einzelne Minuten 
ggf. nicht ohne weiteres erfassbar sind. 
Die hier gewählte Formulierung und Ver-
einbarung war jedoch überzogen. 

Berthold Straetmanns,  

dmp@derra-ul.de,  

www.derra.eu/de  

Berthold Straetmanns

Gesetzesnews

Schwingungstechnik - Eine gute Verbindung
Primär- & Sekundärfedersysteme und Gummi-Metall-Elemente

zur Schwingungs- und Schallreduzierung

Liechtersmatten 5 · D -77815 Bühl · Tel. +49 72 23 804-0 · www.gmt-gmbh.de
DEUTSCHLAND · CHINA · ENGLAND · FRANKREICH · INDIEN · IRLAND · MALAYSIA · SCHWEIZ · USA  

Anzeige_MIT_119x92.indd   1 18.01.2016   15:48:02



32

Wo bekomme ich eine 
„echte“ unabhängige Finanz-
beratung*

Eine unabhängige Finanzberatung* 
ist dann gewährleistet, wenn keine 
Interessenkonflikte zwischen Berater 
und Kunde bestehen. Dies ist der Fall, 
wenn der Finanzberater ausschließlich 
vom Kunden bezahlt wird. Diese neue 
Art der Finanzberatung ist in Deutsch-
land noch nicht sehr bekannt und wird 
auch als Honorarberatung bezeichnet. 
Unter einer Honorarberatung ver-
steht man eine unabhängige und 
provisionsfreie Finanzberatung* zu 
den Themen private und betriebliche 
Altersvorsorge, Geldanlage, und/oder 
Versicherungen, die nicht durch den 
Verkauf von Produkten (Provisionen) 
vergütet werden, sondern durch ein 
vereinbartes Honorar, wie bei einem 
Steuerberater oder Rechtsanwalt. Lei-
der ist der Begriff Honorarberatung 
oder Honorarberater gesetzlich nicht 
geschützt und es gibt eine Vielzahl 
von unterschiedlichen Zulassungen 
für Finanzdienstleister, die der Ver-
braucher in der Regel nicht überblickt. 
Um hier etwas Licht ins Dunkle zu brin-
gen, soll der Artikel einen kurzen Über-
blick geben.
Sie sollten bei der Auswahl eines 
Honorarberaters darauf achten, dass 
eine Zulassung als Honorar-Finanz-
anlagenberater (§ 34h GewO), Honorar-

Anlageberater (§ 93 Abs. 1 WpHG) und/
oder Versicherungsberater (§ 34d Abs. 
2 GewO) vorliegt. Nur bei diesen Zu-
lassungen ist per Gesetz eine Annahme 
von Zuwendungen, wie zum Beispiel 
Provisionen gesetzlich verboten. Hat 
der Finanzberater/in hingegen eine Zu-
lassung als Finanzanlagenvermittler (§ 
34f GewO), Versicherungsvermittler 
/ Versicherungsmakler (§ 34d Abs. 1 
GewO) oder Anlageberatung (§ 32 KWG) 
wie zum Beispiel Banken, ist dies nicht 
gewährleistet. Auch kommt es häuÄg 
vor, dass eine gleichzeitige Zulassung 
als Honorarberater und Vermittler be-
steht, auch hier sind InteressenkonÅikte 
vorprogrammiert und eine saubere 
Trennung von Honorarberatung gegen-
über Provisionsvermittlung nicht ge-
währleistet. Am besten Sie prüfen 
den Berater/in oder Vermittler/in 
persönlich im Vermittlerregister unter 
https://www.vermittlerregister.info/
recherche selbst. Sollte ein Vermittler/
in eine Zulassung als Finanzanlagen-
vermittler, Versicherungsmakler oder 
Versicherungsvermittler haben, auch 
in Kombination mit einer Honorar-
berater Zulassung, ist aus unserer Sicht 
keine unabhängige Finanzberatung 
gewährleistet. 

Optimal mit doppelter Zulassung
Im optimalen Fall hat der Honorar-
berater/in eine Zulassung als Honorar-
Finanzberater und Versicherungs-
berater, da beispielsweise eine 
fonds gebundene Lebensversicherung 
sich von einen Investmentsparplan 
nicht groß unterscheidet (außer bei 
den Kosten) und eigentlich eine Be-
ratung zur Geldanlage darstellt, aber 
keine typische Versicherungsberatung 
ist. Auch unabhängige Beratung zur 
Altersvorsorge, ob betrieblich oder 
privat, ist eigentlich eine Beratung zu 
einer Geldanlage. Die Versicherungs-
beratung kommt nur ins Spiel, wenn 
noch die sogenannten biometrischen 
Risken wie Tod / Berufsunfähigkeit ver-
sichert werden sollen. Aber auch hier 
gilt der Grundsatz, die Altersvorsorge 
(Geldanlage) von der Versicherung zu 
trennen und nicht in einem Vertrag zu 
führen. 
Ein weiteres gutes Beispiel kommt aus 
der betrieblichen Altersvorsorge. Dort 
gibt es die sogenannten versicherungs-
förmigen Durchführungswege, wie zum 
Beispiel eine Direktversicherung oder 
eine rückgedeckte Unterstützungs-
kasse. Ein Versicherungsberater berät 
zwar unabhängig und provisionsfrei, 
kann aber einen „nicht versicherungs-
förmigen“ Durchführungsweg, wo die 
Altersvorsorgegelder in Form eines 
Fondsdepots erfolgen, nicht kompetent 
beraten bzw. vergleichen und schon gar 
nicht für das Unternehmen einrichten. 
Diese Beispiele verdeutlichen, dass eine 
unabhängige Finanzberatung zum Ver-
mögen und/oder der Altersvorsorge, 

Lothar Eller
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nur sinnvoll praktiziert werden kann, 
wenn der Berater/in über Kompetenz 
und eine Honorarberater Zulassung in 
beiden Bereichen, Finanzanlagen und 
Versicherungen besitzt.

Honorarberatung spart auch Geld
Produkte von Banken und Ver-
sicherungen haben in der Regel Provi-
sionen für die Vermittlung eingepreist. 
Honorarberater empfehlen i.d.R. Pro-
dukte ohne Provisionen, wie z.B. ETFs, 
Indexfonds, Nettotarife oder erstatten 
die enthaltenen Provisionen eins zu eins 
dem Kunden. Auch die Umsetzung und 
Betreuung übernimmt der Honorar-
berater. Dies erfolgt in der Regel zu 
günstigen Sonderkonditionen bei einer 
Bank. Durch die Umsetzung mit Pro-
dukten ohne Provisionen oder Ver-
triebsgebühren spart der Kunde in der 
Regel auch noch Geld.

Fazit
Ein gesetzlich zugelassener Honorar-
Finanzanlageberater und/oder Versicher-
ungsberater hat keinen wirtschaftlichen 

Anreiz, Ihnen teure Altersvorsorge-
produkte und Finanzprodukte zu emp-
fehlen oder Ihre Finanzanlagen aus 
Provisionserwägungen unnötig umzu-
schichten. Ein Honorarberater erhält 
seine Vergütung ausschließlich von dem 
Mandanten. Nur dadurch lassen sich zu-
verlässig InteressenkonÅikte zwischen 
Kunde und Berater abstellen. Es sollten 
nur „echte“ Honorarberater ausgewählt 
werden, die über keinerlei Vermittler-
zulassungen verfügen. Wenn dann auch 
noch Knowhow und beide Zulassungen 
als Honorar-Finanzanlageberater und 
Versicherungsberater vorhanden sind, 
dann kann einer unabhängigen und seriö-
sen Finanzberatung nichts mehr im Wege 
stehen. 

Die wichtigsten Punkte in der 
Übersicht
• Staatliche Zulassung und Aufsicht 

(IHK bzw. BaFin) als Honorar-Finanz-
anlagenberater, Honorar-Anlage-
berater, Versicherungsberater.

• Keine Vermittlerzulassungen als 
Finanz vermittler, Versicherungs-

makler, Versicherungsvermittler, 
weder in Kombination mit einer 
Honorarberaterzulassung noch in 
einer separaten Gesellschaft (z.B. 
zweite GmbH).

• Unabhängigkeit von Zuwendungen 
und Abhängigkeiten von Dritten (ins-
besondere Produktgebern).

• Keine kostenlose Beratung, sondern 
Vergütung für konkrete Leistung.

• Wenn möglich bereichsüber-
greifende Beratung (Finanz- und Ver-
sicherungsberater) im individuellen 
Lebenskontext des Kunden.

• Fachlich kompetente Beratung.

*Finanzberatung, Finanzberater:
Oberbegriff, der Anlageberatung, Ver-
sicherungsberatung, Finanzplanung, 
Altersvorsorgeberatung, Vermögens-
beratung, Finanzierungsberatung und/
oder Vermögensverwaltung beinhalten 
kann. 

Lothar Eller,  

info@ellerconsulting.de,  

www.ellerconsulting.de  
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Ursachen des Bürokratismus

Die Übersteigerung von Bürokratie hat 
in Deutschland inzwischen ein Maß er-
reicht, das die wirtschaftliche Wett-
bewerbsfähigkeit des Mittelstands ge-
fährdet und bei Bürgerinnen und Bürgern 
viel Ärger auslöst, dass immer mehr ihre 
Stimme Protestparteien geben und damit 
die Demokratie gefährden.
Was soll ein Handwerksbetrieb mit fünf 
Mitarbeitern davon halten, wenn sich 
bei ihm zwei bewaffnete Zollangestellte 
wegen des Mindestlohngesetzes, Mit-
arbeiter der Gewerbeaufsicht wegen 
der Abfallbeseitigung und der Sach-
verständige der Berufsgenossenschaft 
wegen des kleinen Anbaus die Klinke in 
die Hand geben und der Betriebsprüfer 
seinen Besuch angekündigt hat? 
Bürger ärgern sich über eine Vielzahl von 
Dokumenten, die sie bei Anträgen für 
Leistungen persönlich in Papierform vor-
legen müssen, obwohl die Daten bei an-
deren Behörden bereits vorliegen. 
Obwohl der Bund seit 2006, Sachsen 
seit 2016 und Baden-Württemberg seit 
2018 gegen das Problem angehen, indem 
sie systematisch bei der Rechtsetzung 
die Gesetzesfolgen transparent machen 
und durch einen unabhängigen Normen-
kontrollrat unterstützt werden, werden die 
Ursachen für diese Überbürokratisierung 
noch nicht ausreichend beseitigt. Sie lie-
gen in folgenden Phänomenen: 

1. Die Gesetzesflut der Politik 
Während die Bundesländer immer mehr 
Gesetzgebungskompetenzen verlieren, sind 

die Europäische Union und der Bund umso 
aktiver. Das Gesetz ist das entscheidende 
Instrument der Politik, Probleme zu lösen 
und auf erfolgreiches politisches Han-
deln verweisen zu können, zumal weder 
der Bund und erst recht nicht die EU über 
eigene Vollzugsverwaltungen verfügen. 
Die enormen Herausforderungen: Klima-
schutz, Migration, Globalisierung, techno-
logischer Wandel sowie die Komplexität der 
Themen, wie z.B. der Cyberkriminalität und 
des Kulturverfalls im Internet, setzen den 
Gesetzgeber immer stärker unter Hand-
lungsdruck. Hinzu kommt, dass er seltene 
Unglücksfälle aus politischen Gründen zum 
Anlass nimmt, Sicherheitsanforderungen 
generell massiv zu verschärfen. 
Die GesetzesÅut führt schließlich dazu, 
dass die Verwaltungen der Länder und 
Kommunen aufgrund Personalmangels 
nicht mehr in der Lage sind, den Vollzug 
selbst zu kontrollieren. Vielmehr werden 
Normadressaten mit sanktionsbelasteten 
DokumentationspÅichten überschüttet, die 
der Verwaltung die Kontrolle erleichtern 
sollen. Zudem werden immer mehr Vor-
schriften des Bundes und der EU erlassen, 
ohne dass ausreichend geprüft wird, ob sie 
in der Praxis umsetzbar sind und zu wel-
chem Aufwand sie für die Verwaltungen 
vor Ort führen. 

2. Perfektionismus und Misstrauen der 
Politik
Noch belastender als die Vielzahl der 
Gesetze ist für den Mittelstand deren 
Detaillierungsgrad. Nach dem Mindest-

lohngesetz muss der Arbeitgeber wöchent-
lich die Arbeitszeiten der Arbeitnehmer 
aufzeichnen und die Aufzeichnungen 
mindestens 2 Jahre aufbewahren. Bei Ver-
stößen gegen die AufzeichnungspÅicht 
drohen Bußgelder bis zu 30.000 Euro. 
Gleichzeitig wurde das Personal beim Zoll, 
der für die Überwachung zuständigen 
(Bundes-) Behörde, massiv aufgestockt. 
Die wöchentliche DokumentationspÅicht 
und die Bußgeldandrohung sollen sicher-
stellen, dass das Gesetz auch wirklich ein-
gehalten wird. Der darin zum Ausdruck 
kommende Perfektionismus gilt als deut-
sche Schwäche. Eine Beschränkung der 
Vorschriften auf Problembranchen und 
bürokratieärmere Verfahren der Arbeits-
zeiterfassung wurden verworfen. 

3. Übertriebenes Sicherheitsdenken 
der Verwaltung
Bei Verwaltungsentscheidungen sind 
immer stärker ein überspitzter Formalis-
mus und eine Reduzierung von Er-
messensentscheidungen zu Lasten des 
Normadressaten zu beobachten. Ver-
waltungsbeschäftigte gehen „auf Num-
mer sicher“, um unter allen Umständen 
Fehler zu vermeiden. Dies mag auf einem 
Sicherheitsdenken beruhen, das auch in 
der Wirtschaft und der Zivilgesellschaft 
zu beobachten ist. Hinzu kommt, dass 
Beispiele die Runde machen, Führungs-
kräfte würden sich bei Kritik nicht immer 
vor ihre Mitarbeiter stellen und Beamte 
würden bei Schadensfällen persönlich in 
Haftung genommen. 

Dr. Gisela Meister-Scheufelen

Wirtschaft

Anzeige im MIT Wirtschaftsforum

119 x 63 mm

= 600,- € pauschal

1 Farbe ( blau ) FREI

Das blau des Logos ist vom Hersteller in der
Farbe PANTONE 2935 erstellt

Orig
inal-G

rösse

Kerschensteinerstr. 6

Tel. (07041) - 829910-0

peter.mueller@geltz.com

www.geltz.com

75417 Mühlacker

Fax : (07041) - 829910-27

Entsorgungs-ProfiIhr 
wir entsorgen fachgerecht :

galv. Bäder und Spülen

Beizen und Metallsalzlösungen

Säuren und Laugen

Öle, Emulsionen und Öl-Wasser-Gemische

Benzine, Verdünnungen, Lösemittel

Chemikalienreste und Laborchemie

Clevere L
ösungen

 für Ihre Abfälle



35

4. Fehlende Praxisnähe und un-
zureichende Kundenorientierung
Die Lebenslagenbefragung des Statis-
tischen Bundesamtes 2019 hat erneut 
gezeigt, dass die Unverständlichkeit 
von Gesetzen und Formularen als eines 
der größten Bürokratieprobleme wahr-
genommen wird. Auch wenn man dem 
Gesetzgeber und der Verwaltung zu-
gutehalten muss, dass juristisch ein-
wandfreie rechtssichere Formulierungen 
nur schwerlich der Umgangssprache 
zugänglich sind und nicht selten die 
Rechtsprechung selbst juristischer 
Kompliziertheit Vorschub leistet, könn-
ten Vorschriften und behördliche Texte 
wesentlich verständlicher formuliert 
werden. So könnten häuÄg allein Info-
graphiken vieles verständlicher machen. 
Die fehlende Kundenorientierung drückt 
sich auch darin aus, dass es z.B. vielfach 
immer noch an zentralen Ansprech-
partnern in Behörden fehlt, die den An-
tragsteller, wenn er es, wie bei Bauver-
fahren, mit mehreren Ämtern zu tun hat, 
begleiten und unterstützen.

5. Ineffiziente Verfahren mangels 
Digitalisierung
Deutschland steht bei EGovernment im 
Ranking der 28 EU-Länder auf Platz 24 (DESI 
Report 2019 der EU). In anderen Ländern, 
wie Österreich oder den nordeuropäischen 
Staaten, werden Verwaltungsverfahren, 
insbesondere auch bei der Umsetzung von 
EU-Vorschriften, digital und damit wesent-
lich efÄzienter durchgeführt. Während 
unser Alltag sowohl privat als auch im Beruf 
digital geprägt ist, dominiert im Umgang 
mit Behörden noch das Schrifterfordernis. 
Dabei geht es nicht nur um die Digitalisie-
rung von bislang analogen Antrags- und 
Genehmigungsverfahren, sondern um eine 
digitale Transformation in der Aufbau- und 
Ablauforganisation der öffentlichen Ver-
waltung. Digitalisierung heißt für die Ver-
waltung, die Dienstleistungen vom Nutzer 
aus zu denken und zu organisieren. Dies 
verlangt eine weitreichende Verwaltungs-
modernisierung. Diese Reform steht noch 
bevor, und sie betrifft vor allem die Landes- 
und Kommunalverwaltungen.

Regierungsprogramme für Bürokratie-
abbau und bessere Rechtsetzung
Im Bund und in mehreren Bundesländern 
beraten Normenkontrollräte, Clearing-

stellen und unabhängige Beauftragte 
die Regierung bei ihren Maßnahmen 
zum Bürokratieabbau und einer besse-
ren Rechtsetzung. Aktuell wurden auf 
Bundesebene mit dem Bürokratieent-
lastungsgesetz III und in Baden-Würt-
temberg mit dem Arbeitsprogramm für 
Bürokratieabbau 2019/2020 wirksame 
Maßnahmen zur Senkung von Büro-
kratiekosten getroffen. Dies sind wichti-
ge Entscheidungen, die aber allein noch 
nicht zu einem nachhaltigen Bürokratie-
abbau führen. Außerdem bleibt das 
Problem, dass insbesondere die Kosten-
treiber beim Vollzug von Bundes- und 
EU-Recht auf den unteren föderalen 

Ebenen noch nicht ausreichend identi-
Äziert sind. Wichtig wäre es, die Ursa-
chen der Belastungen bei der Wirtschaft, 
den Bürgerinnen und Bürgern sowie der 
vollziehenden Verwaltung selbst durch 
die Rechtsetzungen weiter zu erforschen 
und vor allem mehr Transparenz über 
das Zusammenwirken von Rechtsvor-
schriften, Verwaltungsvollzug und wei-
teren Quellen, wie der Rechtsprechung, 
technischer Normen und halbstaatlichen 
Organisationen zu schaffen.

Dr. Gisela Meister-Scheufelen,  
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Wirtschaft

Fachkräfte-
einwanderungsgesetz

Was ist das Ziel des 
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes?
Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
schafft den Rahmen für eine gezielte 
und gesteigerte Zuwanderung von quali-
Äzierten Fachkräften aus Drittstaaten. 
Ziel ist, dass diejenigen Fachkräfte 
zu uns kommen können, die unsere 
Unternehmen vor dem Hintergrund 
des großen Personalbedarfs und leerer 
Bewerbermärkte dringend benötigen. Das 
sind Hochschulabsolventinnen und -ab-
solventen sowie Personen mit quali-
Äzierter Berufsausbildung.

Wer ist Fachkraft im Sinne des Gesetzes?
Fachkräfte nach dem Fachkräfteeinwanderungsgesetzes sind 
drittstaatsangehörige Ausländer, die
1. eine inländische fualiÄzierte Berufsausbildung oder eine mit 

einer inländischen fualiÄzierten Berufsausbildung gleich-
wertige ausländische BerufsfualiÄkation besitzen oder

2. einen deutschen, einen anerkannten ausländischen oder 
einen einem deutschen Hochschulabschluss vergleichbaren 
ausländischen Hochschulabschluss haben.

Eröffnet das Fachkräfteeinwanderungsgesetz auch den Zu-
zug von Un- oder Niedrigqualifizierten?
Nein. Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz stellt klar, dass vor 
der Einreise der Abschluss des Ausländers im sogenannten 
Anerkennungsverfahren auf seine Gleichwertigkeit überprüft 
wird. Eine Ausnahme gibt es nur für IT-Spezialisten mit mindes-
tens drei Jahren Berufserfahrung und einem Gehalt von derzeit 
mindestens 4.020 Euro im Monat sowie im Rahmen von Ver-
mittlungsabsprachen der Bundesagentur für Arbeit, die den 
Kenntnisstand der Bewerber überprüft und bestimmt, welche 
FualiÄzierungsmaßnahmen diese für die Anerkennung ihrer 
FualiÄkation noch benötigen. Die Gehaltsgrenze wird _ährlich 
angepasst.

Was bedeutet der Wegfall der Vorrangprüfung?
Angesichts der guten Arbeitsmarktlage wird die Vorrangprüfung 
für die fualiÄzierte Beschäftigung aufgehoben, sie gilt _edoch 
weiter für den Zugang zur Berufsausbildung. Damit muss nicht 
mehr vor jeder Einstellung einer Fachkraft aus einem Drittstaat 
festgestellt werden, ob ein inländischer oder europäischer Be-
werber zur Verfügung steht. Das Gesetz enthält zugleich eine 
Verordnungsermächtigung, wonach bei einer Veränderung der 
Arbeitsmarktsituation die Vorrangprüfung sehr schnell wieder 
eingeführt werden kann - beispielsweise in bestimmten Berufen 
oder in bestimmten Regionen.

Wirtschaft

Fachkräfte
einwanderungsgesetz

Was ist das Ziel des 
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes?
Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
schafft den Rahmen für eine gezielte 
und gesteigerte Zuwanderung von quali
Äzierten Fachkräften aus Drittstaaten. 
Ziel ist, dass diejenigen Fachkräfte 
zu uns kommen können, die unsere 
Unternehmen vor dem Hintergrund 
des großen Personalbedarfs und leerer 
Bewerbermärkte dringend benötigen. Das 
sind Hochschulabsolventinnen und -ab
solventen sowie Personen mit quali
Äzierter Berufsausbildung.
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Wie soll ein Zuzug in die Sozialsysteme verhindert werden?
Ein Visum zur Ausbildungs- und Arbeitsplatzsuche wie auch zur 
Ausbildung oder Beschäftigung selbst setzt immer voraus, dass 
der Ausländer nachweist, dass er während seines Aufenthalts sei-
nen Lebensunterhalt und gegebenenfalls den seiner mitreisenden 
Familienangehörigen selbst sichern kann. Zudem müssen Be-
werber, die älter als 45 Jahre sind, monatlich mindestens 3.685 Euro 
verdienen oder eine angemessene Altersvorsorge nachweisen.
Auch bleiben die Prüfung der Gleichwertigkeit der FualiÄkation 
und die Prüfung der Arbeitsbedingungen grundlegend für den Zu-
gang zum Arbeitsmarkt. Dies ist wichtig, um eine angemessene 
Bezahlung der neuen Fachkräfte sicherzustellen und ein „Lohn-
dumping“ zu verhindern.

Ab wann gelten die neuen Regelungen?
Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz wird am 1. März 2020 in 
Kraft treten.

Wäre nicht ein Einwanderungsgesetz nach dem Vorbild 
Kanadas nötig?
Diese Forderung wird immer wieder gestellt. Sie klingt ein-
fach, ist aber wenig zielführend. Deutschland hat bereits ein 
sehr gutes und erprobtes System - insbesondere für Hoch-
schulabsolventen. Unsere Steuerung erfolgt zentral über die 
fualiÄzierte Ausbildung, die von einer Anerkennungsstelle 
überprüft wird. Dies verhindert auch einen Missbrauch der 
Zuwanderungsmöglichkeiten.
Ein Punktesystem bedeutet lange Auswahlprozesse und neue 
Bürokratie0 es ist das Gegenteil von Vereinfachung. Für eine 
tatsächliche Steigerung der Fachkräfteeinwanderung kommt es 
vielmehr auf eine gezielte Vermittlung in den hiesigen Arbeits-
markt und eine verstärkte Sprachförderung im Ausland an. Die 
vor dem Hintergrund des wirtschaftlichen Bedarfs notwendigen 
yffnungen für Fachkräfte mit einer fualiÄzierten Berufsaus-
bildung schafft das Fachkräfteeinwanderungsgesetz.

Was sind die wesentlichen Neuerungen durch das 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz?
Zu den wesentlichen Neuerungen gehören:
• ein einheitlicher Fachkräftebegriff, der Hochschul-

absolventen und Beschäftigte mit fualiÄzierter Berufsaus-
bildung umfasst,

• der Verzicht auf eine Vorrangprüfung bei anerkannter Quali-
Äkation und Arbeitsvertrag,

• der Wegfall der Begrenzung auf Mangelberufe bei quali-
Äzierter Berufsausbildung,

� die Möglichkeit für Fachkräfte mit fualiÄzierter Berufs-
ausbildung entsprechend der bestehenden Regelung für 
Hochschulabsolventen für eine befristete Zeit zur Arbeits-
platzsuche nach Deutschland zu kommen (Voraussetzung: 
deutsche Sprachkenntnisse und Lebensunterhaltssicherung),

• bei Vorliegen eines geprüften ausländischen Abschlusses 
verbesserte Möglichkeiten zum Aufenthalt für Quali-
Äzierungsmaßnahmen im Inland mit dem Ziel der An-
erkennung von beruÅichen FualiÄkationen, Verfahrensver-
einfachungen durch eine Bündelung der Zuständigkeiten bei 
zentralen Ausländerbehörden und beschleunigte Verfahren 
für Fachkräfte.

Was sind die Neuerungen für Geduldete?
Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz selbst enthält keine Re-
gelungen für Geduldete. Neuerungen ergeben sich durch das 
Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung. Für 
die_enigen, bei denen die AusreisepÅicht nicht durchgesetzt 
werden kann und die durch lange Beschäftigung, deutsche 
Sprachkenntnisse und Gesetzestreue gut integriert sind, gibt es 
durch dieses Gesetz Rechtssicherheit mit einem neuen verläss-
lichen Status. Nach 30 Monaten und bei Vorliegen der Voraus-
setzungen kann diese neue Beschäftigungsduldung in eine Auf-
enthaltserlaubnis führen. Zudem wird die bereits bestehende 
Ausbildungsduldung auf staatlich anerkannte oder vergleichbar 
geregelte Helferberufe ausgeweitet. Klarere Kriterien sollen 
eine bundesweit einheitliche Anwendung sicherstellen.

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat,  

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/faqs/DE/themen/migration/fachkra-

efteeinwanderung/faqs-fachkraefteeinwanderungsgesetz.html  

Pressteile
Presswerkzeuge

www.sixt-gmbh.de 
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 Entwicklung bis zur Serie.
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ifo Institut:  
Kurzarbeit in der Industrie nimmt weiter zu 

Immer mehr Industriefirmen fahren 
Kurzarbeit. Das geht aus der neuesten 
Umfrage des ifo Instituts hervor. Dem-
nach stieg der Anteil im Dezember 
2019 auf 8,4 Prozent und damit auf 
den höchsten Stand seit 2010. Außer-
dem ist der Anteil der Unternehmen, 
die damit rechnen, in den kommenden 
drei Monaten in Kurzarbeit zu gehen, 
auf 15,3 Prozent gestiegen.
„Nach Schätzungen des ifo Instituts 
dürfte die tatsächliche Anzahl der 
kurzarbeitenden Personen im Dezem-
ber bereits über 100.000 liegen“, sagt 
Timo Wollmershäuser, Leiter der ifo-
Konjunkturprognosen. „Die Rezession 
in der Industrie hinterlässt zunehmend 
tiefe Spuren auf dem Arbeitsmarkt. Mit 
Kurzarbeit können Unternehmen die 
Auftragsflaute überbrücken und ihre 
Fachkräfte halten. Wenn sich die Lage 
wieder bessert, können sie ihre Stun-
den wieder hochfahren und sich die 
schwierige Suche nach Mitarbeitern 
sparen.“
Der ifo-Umfrage zufolge konzentriert 
sich die Kurzarbeit in der deutschen 
Industrie gegenwärtig auf acht Bran-
chen: Die Metallerzeugung und -be-
arbeitung ist mit einem Anteil von 16 
Prozent am stärksten betroffen. In den 
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kommenden drei Monaten wollen dort 
sogar 40 Prozent der Unternehmen 
kurzarbeiten.  Kurzarbeit herrscht 
derzeit vor allem in Rheinland-Pfalz, 
im Saarland und in Bayern. Aber auch 
in Baden-Württemberg, Sachsen und 
Nordrhein-Westfalen ist in den kom-
menden drei Monaten mit einem kräf-
tigen Anstieg zu rechnen.
Die Zahlen der Bundesagentur für Arbeit 
bestätigen, dass die konjunkturbedingte 
Kurzarbeit kräftig gestiegen ist – auf 
knapp 90 000 Personen zum Dezember 
2019. Allerdings beruhen diese Schät-
zungen lediglich auf bereits bewilligten 
Anzeigen über Kurzarbeit. „Die tat-
sächlich realisierten Kurzarbeiterzahlen 
werden erst deutlich später vorliegen“, 
erläutert Wollmershäuser. „Da jedoch 
zwischen ihnen und den ifo-Erwartungen 
ein enger statistischer Zusammenhang 
besteht, dürften die Vorausschätzungen 
der Bundesagentur in den kommenden 
Monaten nach oben revidiert werden.“

ifo Institut – Leibniz-Institut  

für Wirtschaftsforschung  

an der Universität München e.V.,  

Harald Schultz, Pressesprecher,  

Schultz@ifo.de,  

www.ifo.de  

Textilwerke Todtnau  
Bernauer KG
Schwarzwaldstr. 5a 
79674 Todtnau

Vertreten durch: 
Hanspeter Bernauer

Telefon: +49 7671 9117-0 
Telefax: +49 7671 9117-40 
E-Mail: info@beratex.com
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Standpunkt

Rücknahme der neu  
geschaffenen Regelung des  
§ 146a AO, Belegausgabe-
pflicht ab 01.01.2020

Die MIT Baden-Württemberg fordert von 
BundesÄnanzminister Dlaf Scholz die sofor-
tige Rücknahme der BelegausgabepÅicht.

Bevor den Kleinst- und Mittelständlern 
weiter das Geschäftsleben erschwert 
wird, gilt es nach Auffassung der MIT 
Baden-Württemberg, allem voran zu-
nächst einmal die global arbeitende 
Weltkonzerne in den Fokus zu nehmen 
und dafür Sorge zu tragen, dass überall 
dort, wo Gewinne anfallen, auch Steuern 
bezahlt werden!

Die ehrlichen Kleinst- und Mittelständler 
unter Generalverdacht des Steuer-
betrugs zu stellen, ist unglaublich und 

lässt das nötige Fingerspitzengefühl zum 
wiederholten Male vermissen!

Nach Meinung der MIT tragen Maß-
nahmen wie diese entscheidend zum all-
gemeinen Verdruss gegenüber der gro-
ßen Politik bei. Der Mittelstand will nicht 
weiter als „Melkkuh“ herhalten! Statt-
dessen wäre es dringend an der Zeit, die 
Leistungen der Mittelständler zu hono-
rieren. Schließlich stellen sie das wahre 
Rückgrat unserer Wirtschaft dar.

Wir sehen die Rücknahme der Bon-
pflicht als alternativlos und setzen 
uns entschieden für eine schnellst-
mögliche Gesetzesänderung ein. 

Zudem fordert die MIT den Bundes-
finanzminister auf, unverzüglich Be-
freiungsmöglichkeiten für alle Waren-
verkäufer mit Massenkundschaft zu 
erlassen und so die Belegausgabe-
pflicht zurückzunehmen.

Oliver Zander,  

zander@mit-lvbw.de,  

www.mit-bw.de  

Oliver Zander
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Grüner Systemtechnik GmbH & Co. KG
Industriestr. 10 . 73337 Bad Überkingen-Hausen
Telefon 0 73 34.74-0 . Telefax 0 73 34.7 42 95
e-mail: info@gruener-systemtechnik.de
www.gruener-systemtechnik.de
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Förderprogramm „go-digital“ für KMU

Jetzt Zuschuss von bis zu 16.500 Euro  
für Digitalisierungsprojekte sichern

Mit einem neuen Förderprogramm hilft die Bundesregierung 
den kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) bei der digi-
talen Transformation. Unternehmer können sich einen Zu-
schuss des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie 
(BMWI) von bis zu 16.500 Euro für Digitalisierungsprojekte 
sichern. Gefördert werden gezielt kleine und mittlere Unter-
nehmen der gewerblichen Wirtschaft und des Handwerks 
mit bis zu 100 Mitarbeitern und einer Bilanzsumme bis 20 
Millionen Euro.
Digitalisierung bedeutet für die Unternehmen einen Um-
bruch, in dem große Chancen stecken. Von der digitalen 
Transformation sind alle Branchen und Geschäftsbereiche 
betroffen. Hier setzt das Förderprogramm an: Mit seinen 
drei Modulen „Digitalisierte Geschäftsprozesse“, „Digitale 
Markterschließung“ und „IT-Sicherheit“ richtet sich „go-di-
gital“ an die Bedürfnisse der KMU. 

Autorisierte Internetagenturen sind Partner des 
Bundeswirtschaftsministeriums 
Partner des Bundeswirtschaftsministeriums sind aus-
gewählte Internetagenturen, die einen umfangreichen 
Zertifizierungsprozess durchlaufen müssen. Fachliche Ex-
pertise, Zusammenarbeit mit Hochschulen und Forschungs-
einrichtungen, wirtschaftliche Stabilität – Beratungsunter-
nehmen müssen für eine Autorisierung zahlreiche Kriterien 
erfüllen. 
Um die Unternehmen von Bürokratie zu entlasten, über-
nehmen die autorisierten Unternehmen die Antragstellung 
für die Förderung. Sie sind dabei nicht nur für den Antrag 
und die Beratungsleistung selbst zuständig, sondern auch 
für die Abrechnung und die Verwendungsnachweisprüfung. 
Alle für das Förderprogramm „go-digital“ autorisierten 
Unternehmen werden in der interaktiven Beraterlandkarte 
veröffentlicht.

Welche Unternehmen werden gefördert?
• Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft einschließlich 

des Handwerks mit technologischem Potenzial
• Beschäftigung von weniger als 100 Mitarbeitern
• Jahresumsatz oder eine Jahresbilanzsumme des Vorjahres 

von höchstens 20 Millionen Euro
• Betriebsstätte oder Niederlassung in Deutschland
• Förderfähigkeit nach der De-minimis-Verordnung. 

Wie hoch ist die Förderung?
Gefördert werden Beratungsleistungen in einem aus-
gewählten Hauptmodul mit gegebenenfalls erforderlichen 
Nebenmodulen mit einem Fördersatz von 50 Prozent – 

von der Online-Marketing-Strategie über Suchmaschinen-
optimierung (SEO) bis zur IT-Sicherheit. 

Dr. Anemone Bippes

Vorsitzende der MIT Baden-Baden / Rastatt und Geschäfts-
führerin von PrimSEO in Baden-Baden, einem der autorisier-
ten Beratungsunternehmen im Förderprogramm „go-digital“

Weitere Informationen unter: www.bmwi-go-digital.de

Dr. Anemone Bippes,  

info@anemonebippes.de,  

www.mittelstand-bad-ra.de  

Wirtschaft

Erfrischend innovativ  
für Kühler, Kälte, Klima

Salzmann Kühler GmbH
Tel.: 07731 8684-0

www.salzmann-kuehler.de
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Statement zur Entwicklung 
des Mindestlohns 

Lieber rechtzeitig reagieren, bevor 
der Koalitionspartner u.a. mit Regle-
mentierungen versucht, sich aus der 
Krise zu retten!“ Mindestlohn und 
Minijob sind derzeit in Diskussion.  
Die vorgeschlagenen Änderungen 
hätten fatale Folgen für Unternehmen 
und Arbeitnehmer.

Aus der Sicht von Anne Schmieder - seit 
35 Jahren erfolgreich auf dem Arbeits-
markt tätig:
Es hat den Anschein, dass die laufende 
Erhöhung des Mindestlohns zu einem 
Automatismus wird und als beliebtes 
Instrument für Wahlkampftaktik dient! 
Dafür ist der Preis zu hoch. Seit 1. Januar 

2020 beträgt der Mindestlohn 9,35 Euro 
– in einigen Bereichen sogar mehr. Eine 
weitere  Erhöhung auf 12 € sind von 
DGB, SPD und Grünen in die Diskussion 
gebracht. Diese Entwicklung entspricht 
nicht der wirtschaftlichen  Realität und 
ist kontraproduktiv.  

1. Zum einen haben sich die Strukturen 
geändert. Die Arbeitnehmer bringen 
unterschiedliche Voraussetzungen  mit:  
Berufserfahrung, Sprache, Alter, 
Arbeitszeiten. Vom Schüler bis zum 
Rentner, vom Flüchtling bis zum 
Wiedereinsteiger, von Routinearbeit 
bis zum Aushilfsfahrer, vom Mini-
jobber bis zum Vollzeitbeschäftigten. 
Die Vielseitigkeit auf dem Arbeits-
markt widerspricht einer  Gleich-
macherei. Folge sind Ungerechtigkeit 
und Unzufriedenheit.

2. Das vorgegebene Argument, dass 
Menschen von ihrem Lohn nicht 
leben können, wird verfehlt. Mit der 
Erhöhung des Mindestlohns steigen 
die Sozialabgaben und die Lebens-
haltungskosten ebenso automatisch. 
In Wirklichkeit bleibt also wenig oder 
gar nichts für den Arbeitnehmer übrig.

(. Schüler, Studenten, GeringfualiÄ-
zierte und Migranten haben weniger 
Chancen, einen Job zu bekommen.

4. Was bedeutet eine laufende Vorgabe 
der Entlohnung für die Unternehmer? 
Weitere Einschränkungen der unter-
nehmerischen Freiheit, z.B. Löhne 

Wirtschaft

Objektaustattung · Berufsbekleidung
Leasing & Textilverkauf · Leasing & Verkauf

Wirtschaftlichkeitsberechnungen · Gesamtkonzepte
Beratung & Betreuung · Wäschereiservice

 Textilmietservice GmbH & Co. KG
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nach Art der Beschäftigung bzw. Ver-
antwortung und Leistung zu bezahlen. 
Reglementierungen führen also für 
alle Beteiligten zu Nachteilen.

5. Weitere Arbeitsplätze gehen ver-
loren, werden wegrationalisiert, ver-
lagert oder Branchen verschwinden 
– siehe u.a. Gastronomie und Ser-
vice, da für viele Firmen die Lohn-
kosten ohnehin zu hoch sind. Vor 
allem Dienstleistungen werden nicht 
mehr gerecht und wettbewerbsfähig 
sein können. 

6. Die Flexibilität wird enorm einge-
schränkt – Kosten steigen -  Wirtschaft  - 
lichkeit gefährdet.

7. Schwarzarbeit wird gefördert.

Fazit:
- Eine weitere Regulierung bzw. Vor-

gabe dessen, was der Arbeitgeber zu 
zahlen hat, ist kontraproduktiv und 
ungerecht. 

- Nicht der Arbeitgeber ist für die niedrigen 
Einkommen der Bürger verantwortlich, 
sondern der Staat, der zu viele Steuern 
und Abgaben fordert und den Menschen 
das Geld aus der Tasche zieht!

- Sinnvoller und effektiver wären Er-
leichterungen – mehr Netto vom Brut-
to. D.h. die Lohnneben kosten spürbar 
senken und die Gebühren und Ab-
gaben an den Staat und die öffentli-
chen Einrichtungen für die niedrigen 
Einkommen konstant halten.

- Vertrauen in die Arbeitgeber setzen, 
die aufgrund des Arbeitskräftemangels 
ohnehin die Leidtragenden bei der Be-
wältigung ihrer Aufgaben sind. 

-  Die meisten Firmen bezahlen nach 
eigenem Ermessen schon längst über 
dem Mindestlohn. Eine Erhöhung der 
Minijobgrenze wäre ein sinnvoller 
Beitrag, um so  den Arbeitnehmern 
und Arbeit gebern mehr Spielraum zu 
bieten. - Sicher gäbe es weitere Argu-
mente die - wirtschaftliche Realität 
muss endlich begriffen werden.

Anne Schmieder,
info@schmiedergmbh.de,  

www.schmiedergmbh.de  

Wirtschaft
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Zahlt Deutschland Europas Klima-Politik?

MIT-WüHo entsetzt über 
„Green Deal“ der  
EU-Kommission

Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion in der Region 
Württemberg-Hohenzollern (MIT-WüHo) warnt vor den Konse-
quenzen des letzte Woche vorgestellten „Green Deal“ der EU-
Kommission unter der Kommissionspräsidentin Ursula von der 
Leyen. Besonders für Baden-Württemberg bedeute das Paket 
nur weitere Kosten ohne jeglichen Mehrwert.

Die MIT-WüHo sieht weder eine ausreichend gesichertere fach-
liche Grundlage für den „Green Deal“ noch eine realistische 

Chance für eine technisch und wirtschaftlich sinnvolle Um-
setzung. Zudem hätten die bisherigen Maßnahmen unter dem 
Deckmantel des Klimaschutzes in Deutschland gezeigt, dass 
hohen Kosten kaum positive Auswirkungen auf das Weltklima 
gegenüberständen. Vor allem die zahlreichen unnötigen Ein-
griffe in Verkehr, Infrastruktur, Energieversorgung, Bauvor-
schriften oder Landwirtschaft in den letzten Jahren seien der 
Beweis, dass Deutschland derzeit nicht zu einer Politik der Ver-
nunft fähig sei, sondern eher von einseitigen Lobbyinteressen 
getrieben würde.

Die MIT-WüHo warnt zudem vor der Gefahr, dass Stimmen 
anderer Länder erkauft werden könnten, um die deutsche 
Klima-Politik in Europa voranzutreiben. Derzeit noch skepti-
schen Ländern wie Polen oder Tschechien würden über den 
Klima-Fonds und das „InvestEU“-Programm hohe Transfer-
leistungen in Aussicht gestellt, was letztendlich deren Ab-
stimmungsverhalten über den „Green Deal“ beeinÅussen 
könnte. „Das ist ein Subventionsprogramm durch die Hinter-
tür für die Energiewende in Dsteuropa, Änanziert durch den 
deutschen Steuerzahler,“ warnt Bastian Atzger, Bezirksvor-
sitzender der MIT-WüHo.

Die MIT-WüHo appelliert an die Bundes- und Europapolitik, 
den „Green Deal“ nicht weiter zu verfolgen und sich lieber 
wichtigeren Themen zuzuwenden. In Zeiten in denen Alters-
armut, ausufernde Bürokratie oder sinkende Aufträge im 
Maschinenbau den Menschen und der Wirtschaft Sorgen 
bereiten, habe man im Mittelstand kein Verständnis für eine 
derartige Schaufensterpolitik mit Klimastempel. „Der Poli-
tik fehlt der Mut, sich der PR-Maschinerie der Klima-Lobby 
entgegenzustellen, deshalb nimmt sie in Kauf, dass auf die 
Menschen in unserer Region eine ständig höhere finanzielle 
Belastung zukommt. Das wollen wir nicht akzeptieren und 
rufen die Politik auf, endlich Vernunft über Ideologie zu stel-
len,“ so Atzger. 

Bastian Atzger,

 bastian.atzger@mit-wueho.de,

www.mit-wueho.de  

    Schnell. Genau. Flexibel.
Sammelhefter und Digital-Verarbeitungslösungen mit 
der unverwechselbaren Handschrift des Marktführers 
für Heftköpfe. Egal, ob ein halbautomatischer  
HSB 9.000, vollautomatischer HSB 13.000 oder ein 
DIGI-Finisher, die wahre Hybridlösung – Hohner  
Anlagen wachsen dreidimensional mit den Kunden-
bedürfnissen: technologisch, quantitativ und vielfältig.
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Hohner Maschinenbau GmbH

Gänsäcker 19
78532 Tuttlingen
Germany

T +49 7462 9468-0
F +49 7462 9468-20

info@hohner-postpress.com
www.hohner-postpress.com

VISIT US AT DRUPA, 
HALL 16, 
STAND B23/1-6

Bastian Atzger
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Inserentenverzeichnis
 

Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

1A Autenrieth GmbH&Co. KG  

www.autenrieth-kunststofftechnik.de

Artur Farr GmbH & Co KG   

www.farr-feinmechanik.de

AUDAX-Keck GmbH   

www.audax.de

Blache GmbH & Co. KG   

www.textilmietservice-blache.de

Breinlinger Ingenieure Hochbau GmbH   

www.breinlinger.de

Burger Karl Maschinenbau GmbH + Co.

Dold Holzwerke GmbH   

www.dold-holzwerke.com

E. Esslinger GmbH&Co. KG   

www.esslinger-entsorgung.de

ELGO Electronic GmbH&Co.KG   

www.elgo.de

Friedrich Bühler GmbH & Co. KG   

www.buehler-stahlbau.de

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG   

www.gebrueder-rueckert.de

Geltz Umwelttechnologie GmbH   

www.geltz.com

GMT Gummi-Metall-Technik GmbH   

www.gmt-gmbh.de

Gottlieb Nestle GmbH   

www.g-nestle.de

Grafmüller GmbH   

www.grafmueller-gmbh.de

Grauer & Karsten GmbH & Co. KG   

www.grauer-karsten.de

Grüner Systemtechnik GmbH & Co. KG   

www.gruener-systemtechnik.de

HAKOS Präzisionswerkzeuge  

Hakenjos GmbH  

www.hakos-gmbh.de

Heinrich Teufel GmbH & Co.KG   

www.schotter-teufel.de

Hellmer&Triantafyllou Computer-Sys-

teme GmbH  

www.htcomp.de

Hohner Maschinenbau GmbH   

www.hohner-postpress.com

Holz-Brüner GmbH   

www.holz-bruener.de

Hupac GmbH   

www.hupac.com

IHB Industrie- und Hydraulikbedarf GmbH   

www.ihb-illingen.com

Kammerer Gewindetechnik GmbH   

www.kammerer-gewinde.de

Karcoma-Armaturen GmbH   

www.karcoma.de

Karl Uhl GmbH & Co. KG   

www.uhl-beton.de

Leuze & Co. Kunststoffbeschichtungen 

GmbH & Co. KG  

www.leuze-co.de

Lothar Bix GmbH   

www.bix-lackierungen.de

Martin Weitbrecht Rohrleitungsbau GmbH   

www.weitbrecht-rohrleitungsbau.de

PIT Production in Time Zerspantechnik 

u. Handels GmbH  

www.productionsintime.com

Rübezahl Schokoladen GmbH   

www.rk-schoko.de

Salzmann Kühler GmbH   

www.salzmann-kuehler.de

Sax + Klee GmbH   

www.sax-klee.de

SBS-Feintechnik GmbH und Co. KG 

(BURGER GROUP)   

www.burger-gruppe.com/de

Schnaithmann Maschinenbau GmbH   

www.schnatihmann.de

SchwörerHaus KG   

www.schwoererhaus.de

Sixt GmbH Werkzeugbau u. Stanzerei   

www.sixt-gmbh.de

SP Prototypen Stephan Pflugradt   

www.sp-prototypen.de

Staatsbad Wildbad Bäder- und  

Kurbetriebs GmbH  

www.staatsbad-wildbad.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG   

www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Textilwerke Totdnau Bernauer GmbH 

und Co. KG  

www.bernauer-group.com

Weinmann Aach AG   

www.weinmann-aach.de

Inserentenverzeichnis / Marktplatz

Schokoladen-
Osterhasen,
gefüllte Ostereier,
Fondant-Produkte,  
Dragees, 
Bruchware 
und vieles mehr

FABRIKVERKAUF

Fondant-Produkte,  

Mo-Fr 10-18 Uhr, Sa 9-13 Uhr
Dieselstraße 9 | 73265 Dettingen/Teck

www.rk-schoko.de

und vieles mehr

Mo-Fr 10-18 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Direkt ab Werk!
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DER STANGE!
KUNDENSPEZIFISCHE LÖSUNGEN 
AUF HÖCHSTEM NIVEAU!

HAKOS Präzisionswerkzeuge Hakenjos GmbH 
Eichendorffstraße 37  I  78054 VS-Schwenningen

www.hakos-gmbh.devm
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 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim www.mit-mannheim.de
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MIT Ortenau www.mit-ortenau.de
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MIT Ravensburg www.mit-ravensburg.de
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MIT Reutlingen 
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MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil
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www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  
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MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG



MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG

MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die neue
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-bw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de




